
 

 

Tätigkeitsbericht 

für das Jahr 2025 



 

I. Einleitende Worte des Präsidenten 
Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser, 

nach der Beschlussfassung durch die Vollversammlung des Bundesfinanzgerichtes freue ich 

mich, Ihnen den Tätigkeitsbericht 2025 präsentieren zu können. Er bietet Ihnen wie gewohnt 

einen Überblick über die verschiedenen Arbeitsfelder des Bundesfinanzgerichtes im 

Berichtsjahr, insbesondere einen Querschnitt aus der Rechtsprechung, Informationen über 

die (kollegiale) Justizverwaltung sowie die wesentlichen Zahlen und Fakten zum Arbeitsumfeld 

und den Verfahrensstatistiken. 

Das Jahr 2025 war weiterhin geprägt von den Umsetzungen der 

Empfehlungen des Rechnungshofes. Der im Berichtsjahr 

veröffentlichte Follow-Up-Bericht des Rechnungshofes (Bund 

2025/10) bestätigte den Erfolg der gesetzten Maßnahmen. Dank des 

großen Engagements aller Beteiligten konnten vor allem im Bereich 

der „Altakten“ wiederum deutliche Fortschritte erzielt werden. 

Gleichzeitig wurde (wie in den Vorjahren) erneut ein allgemeiner 

Anstieg um 10% an neu protokollierten Verfahren gegenüber dem 

Vorjahr in den zentralen Zuständigkeitsbereichen des Gerichts 

wahrgenommen. Den zum Vorjahr größten Anstieg bildeten dabei – 

wie erwartet – die seit August 2024 in die Zuständigkeit des Gerichts 

fallenden Beschwerdeverfahren gegen COVID-19-Rückerstattungsbescheide (2024: 18 zu 

2025: 446 Rechtssachen). Die diesbezüglichen Wahrnehmungen und Entwicklungen finden 

sich von nun an auch im jeweiligen Tätigkeitsbericht. 

Aufbauend auf den Vorarbeiten in den Vorjahren kam es im Jahr 2025 betreffend die geringe 

Ausstattung des Bundesfinanzgerichtes mit Verwaltungspersonal – in Umsetzung der 

Empfehlungen des Rechnungshofes – zu Verbesserungen an allen Standorten. Entscheidend 

bleibt weiterhin, die Rahmenbedingungen für das Bundesfinanzgericht signifikant und 

nachhaltig zu verbessern, um eine effektive Rechtspflege auch künftig zu gewährleisten. 

Abschließend gilt mein Dank allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Gerichtes – sowohl 

im richterlichen Bereich als auch im Verwaltungsbereich – für ihr großes Engagement. Ebenso 

bedanke ich mich beim Bundesministerium für Finanzen für die gute Zusammenarbeit bei der 

Umsetzung der gemeinsamen Projekte sowie bei den anderen (Verwaltungs-)Gerichten für 

den wertvollen Austausch im Berichtsjahr. 

Dr. Peter Unger 

Dieser Tätigkeitsbericht wird im Internet auf der Homepage des Bundesfinanzgerichtes veröffentlicht: 

www.bfg.gv.at  

http://www.bfg.gv.at/
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II. Kontakt 
Das Bundesfinanzgericht besteht aus dem Sitz und sechs Außenstellen, die Sie wie folgt 

erreichen können: 

Sitz 

 

Hintere Zollamtsstraße 2b 
1030 Wien 
Telefon: +43 (0)50250 577100 
Telefax: +43 (0)50250 5977100 

Außenstelle Feldkirch 

 

Schillerstraße 2 
6800 Feldkirch 
Telefon: +43 (0)50250 577700 
Telefax: +43 (0)50250 5977700 

Außenstelle Graz 

 

Conrad-von-Hötzendorf-Straße 14-18 
8010 Graz 
Telefon: +43 (0)50250 577800 
Telefax: +43 (0)50250 5977800 

Außenstelle Innsbruck 

 

Innrain 32 
6020 Innsbruck 
Telefon: +43 (0)50250 577600 
Telefax: +43 (0)50250 5977600 

Außenstelle Klagenfurt 

 

Siriusstraße 11 
9020 Klagenfurt am Wörthersee 
Telefon: +43 (0)50250 577900 
Telefax: +43 (0)50250 5977900 

Außenstelle Linz 

 

Bahnhofplatz 7 
4020 Linz 
Telefon: +43 (0)50250 577400 
Telefax: +43 (0)50250 5977400 

Außenstelle Salzburg 

 

Aignerstraße 10  
5026 Salzburg 
Telefon: +43 (0)50250 577500 
Telefax: +43 (0)50250 5977500 
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III. Bericht über die Tätigkeiten im Jahr 2025 
1. Zuständigkeiten 

Das Bundesfinanzgericht (BFG) entscheidet über Beschwerden gegen Bescheide eines Finanz-

amtes in Steuer-, Gebühren- und Beihilfensachen, des Zollamtes in Zoll- oder Finanzstraf-

sachen, des Amtes für Betrugsbekämpfung in Finanzstrafsachen sowie gegen Bescheide 

betreffend Wiener Landes- und Gemeindeabgaben (beispielsweise Müllabfuhrabgabe und 

Glücksspielautomatenabgabe) und die abgabenrechtlichen Verwaltungsübertretungen zu 

diesen Abgaben (beispielsweise Parkometerabgabe). Weiters entscheidet das Bundes-

finanzgericht über Säumnis-, Verhaltens- und Maßnahmenbeschwerden. 

Aufgrund des Kontenregister- und Konteneinschaugesetzes (BGBl I 2015/116) obliegt dem 

Bundesfinanzgericht seit 1.1.2016 die Bewilligung von seitens der Abgabenbehörden 

beantragten Konteneinschauen. Gegen diesen durch eine Einzelrichterin oder einen 

Einzelrichter zu fassenden Beschluss des Bundesfinanzgerichtes kann Rekurs eingelegt 

werden, über den wiederum das Bundesfinanzgericht durch einen Senat entscheidet.  

Die Richterinnen und Richter des Bundesfinanzgerichtes sind in Ausübung ihrer Tätigkeit nur 

dem Gesetz verpflichtet; niemand darf ihre verfassungsrechtlich gewährleistete Unabhängig-

keit durch Weisungen oder sonstige Einflussnahme beeinträchtigen (Artikel 87 Abs. 1 B-VG). 
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2. Entscheidungen des Bundesfinanzgerichtes – 

Bericht der Evidenzstellenleiterin 

Das Bundesfinanzgericht hat im Jahr 2025 über 10.378 Rechtsmittel entschieden. Durch-

schnittlich wurden lediglich 3,54% der Entscheidungen bei den Höchstgerichten angefochten. 

Die Haltbarkeit der Entscheidungen liegt bei 99,24% der Gesamterledigungen. 

Entscheidungsdokumentation – Findok 

Zur Ermöglichung einer einheitlichen Entscheidungspraxis gemäß den §§ 5, 17, 23 BFGG 

dokumentiert das Bundesfinanzgericht seine Entscheidungen (Erkenntnisse und Beschlüsse) 

im Intranet und Internet. Im Internet steht die Rechtsprechung des Bundesfinanzgerichtes 

kostenlos in der Finanzdokumentation (https://findok.bmf.gv.at/) zur Verfügung. 

Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang, dass sich aufgrund des Informationsfreiheits-

gesetzes (IFG) – in Kraft seit 1.9.2025 – die Veröffentlichung von BFG-Entscheidungen gemäß 

§ 23 BFGG iVm § 6 IFG, Art. 22a Abs. 1 und 2 B-VG für die Öffentlichkeit im Internet geändert 

hat. 

Eine Veröffentlichung im Internet unterbleibt nur, wenn überwiegende berechtigte Parteien-

interessen gemäß § 6 Abs. 1 IFG entgegenstehen. Außerdem kann die Veröffentlichung von 

Formalbeschlüssen sowie von Erkenntnissen betreffend Verwaltungsübertretungen 

unterbleiben (§ 23 Abs. 3 BFGG). Letzteres bezieht sich überwiegend auf die „Parkometer-

Entscheidungen“ am Sitz in Wien.  

Der Ausschluss der Veröffentlichung ist von jenem Organ (Richterin oder Richter, Senat), das 

die Entscheidung getroffen hat, zu verfügen. 

Aufgrund der Neuregelung wurden der Dialogtext bei der Findok-Überführung und die 

Merkblätter für die Findok-Erfassung geändert. 

Nachträglich Veröffentlichung interner Entscheidungen – Anonymisierung 

Mit dem Informationsfreiheits-Anpassungsgesetz wurde eine Vielzahl von einfachgesetzlichen 

Regelungen an die neue Rahmenrechtslage angepasst. Auch § 23 Abs. 3 BFGG wurde 

geändert, insbesondere kann die Veröffentlichung eines Erkenntnisses künftig nicht mehr 

deswegen unterlassen werden, weil das Erkenntnis „ohne besondere rechtliche Bedeutung“ 

ist (§ 23 Abs. 3 letzter Satz BFGG aF). 
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Im BFG-Suchformular (nur im BFG sichtbar) kann gezielt nach internen Entscheidungen 

gefiltert werden. 

 

Daher stellt das Evidenzbüro vermehrt nach Rückfragen bei der Richterschaft interne Ent-

scheidungen extern (nach nochmaliger Überprüfung der Anonymisierung), insbesondere 

wenn diese beim VwGH angefochten wurden oder Anfragen aus der Beratung, der Finanz-

verwaltung oder der Wissenschaft erfolgen. 

Dennoch stellt die Anonymisierung der Entscheidungstexte für die Richterinnen und Richter 

sowie für die Evidenzstelle nach wie vor eine große Herausforderung dar. Die Sensibilität 

hinsichtlich des Datenschutzes hat in den letzten Jahren zugenommen, insbesondere nach der 

Datenschutz-Grundverordnung (EU) 2016/679. Oft reicht die Unkenntlichmachung von 

Namen nicht aus, um Rückschlüsse auf die Parteien zu vermeiden. Die Integrität des 

Sachverhaltes und die Verständlichkeit sollen jedoch bestmöglich gewahrt werden. Eine finale 

Kontrolle der anonymisierten Entscheidungstexte durch die Evidenzstelle/Geschäftsstellen ist 

zur Qualitätssicherung notwendig. 

Rechtssätze zu internen Entscheidungen  

Die Rechtssätze interner BFG-Entscheidungen werden ausschließlich intern (d.h. nur im 

Bundesfinanzgericht) veröffentlicht. Bei der Suche nach einer „BFG-internen Geschäftszahl“, 

erscheint der Hinweis: „Die gesuchte Entscheidung wird gemäß § 23 Abs. 3 BFGG nicht 

veröffentlicht“. Die Rechtssätze interner Entscheidungen sind jedoch gemäß den gesetzlichen 

Vorgaben in § 23 Abs. 1 BFGG der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Denn die 

Veröffentlichungspflicht knüpft an das Vorliegen eines Rechtssatzes an – nicht an die interne 

oder externe Einordnung der Entscheidung.  

Anlässlich der gestiegenen Anforderung der Veröffentlichung von Entscheidungen aufgrund 

des IFG, hat daher das Bundesfinanzgericht mit dem Bundesministerium für 

Finanzen/Bundesrechenzentrum ein Konzept für die Umsetzung „zur externen 
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Veröffentlichung interner Rechtssätze“ erstellt. Veröffentlicht werden sollen zukünftig 

folgende Metadaten: Geschäftszahl, Titel, Rechtssatztexte, Schlagwörter, Normen, Verweise, 

ECLI, Zitiert/besprochen in, Anmerkungen und Beachte (für Revisionen und VfGH-

Beschwerden). Das Bundesministerium für Finanzen/Bundesrechenzentrum analysiert den 

Aufwand und die Kosten. Bis zur Umsetzung werden bereits Rechtssätze zu internen 

Entscheidungen im Newsletter und im BFGjournal veröffentlicht. 

Überblick der Findok-Veröffentlichungen 

Erfreulich ist, dass der Zeitraum zwischen Approbation und Veröffentlichung einer Ent-

scheidung nach Zustellnachweis (Eingang RSb) nur zwischen zwei bis vier Wochen beträgt. 

Vereinzelt kommt es zu Verzögerungen, vor allem bei internationalen Rückscheinen. Mit der 

elektronischen Zustellung an die Parteien wird mit einer weiteren Reduzierung gerechnet. 

Der Anteil der internen Entscheidungen (Parteieninteresse/Formalbeschluss) ist kontinu-

ierlich gesunken. 

 

Qualität der Findok-Metadaten: Überschriften – Rechtssätze – Höchstgerichte 

Die Entscheidungen in der Findok zeichnen sich durch aussagekräftige Metadaten aus. Jede 

Entscheidung hat (ergänzend zu Schlagworten) eine kompakte Überschrift, die über den 

Entscheidungsinhalt informiert. Die Evidenzstelle dokumentiert Revisions- und Beschwerde-

verfahren bei den Höchstgerichten (Verwaltungsgerichtshof und Verfassungsgerichtshof). 

Ebenso werden Fundstellen aus den Literaturdatenbanken (Lexis 360, LinDA und Manz RDB), 
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die Bundesfinanzgericht-Entscheidungen kommentieren, angeführt. Stamm- und Folge-

rechtssätze (Rechtssatzketten), Verweise auf Bundesfinanzgericht, Unabhängiger 

Finanzsenat, Verwaltungsgerichtshof, Verfassungsgerichtshof, Europäischer Gerichtshof etc. 

zeigen die Entwicklung der Rechtsprechung. Bei unterschiedlichen Entscheidungen und bei 

Abweichungen erfolgen redaktionelle Anmerkungen. 

Wissensmanagement – Wissenstransfer 

Die Evidenzstellenleiterin und die Bereichsredakteurinnen und -redakteure (19 Richterinnen 

und Richter) sichten die Rechtssätze, beobachten die Spruchpraxis und wählen die 

Rechtssätze und Entscheidungen für den BFG-Newsletter aus. Ergänzend informiert die 

Evidenzstelle zu VwGH-/VfGH-Erkenntnissen, EuGH-Urteilen sowie BFG-Erkenntnissen, die für 

gleichgelagerte Fälle benötigt werden. 

Neben dem Zugang zu den umfassenden Datenbanken des Rechtsinformationssystems (RIS) 

haben die Richterinnen und Richter Zugang zu den österreichischen Verlagsdatenbanken 

LinDA, Lexis 360 und Manz/RDB sowie – eingeschränkt – zu den deutschen Datenbanken juris 

und Beck-Online. Am Sitz und in den Außenstellen finden Seminare und Workshops statt 

(meist Online), um neue Inhalte und Abfragemechanismen zu demonstrieren. 

Publikationsmedien: BFG-Website, Newsletter und BFGjournal 

Der bereits oben erwähnte Newsletter der Bereichsredaktion wird nicht nur im Bundesfinanz-

gericht verteilt, sondern steht der Öffentlichkeit im Abonnement sowie auf der BFG-Website 

zur Verfügung: www.bfg.gv.at/newsletter 

Im Jahr 2025 wurden vier Newsletter (quartalsmäßig) veröffentlicht. Die Anzahl der 

Newsletter-Abonnentinnen und -Abonnenten beträgt 2.565. 

Weiters werden tagesaktuell Rechtssätze auf der BFG-Homepage (www.bfg.gv.at) durch 

Verknüpfung mit der Findok automatisch angezeigt. Ebenso sind auf der Website die 

Normenprüfungsanträge an den Verfassungsgerichtshof sowie die Vorab-

entscheidungsersuchen an den Europäischen Gerichtshof aufgelistet. 

Die Fachzeitschrift BFGjournal liefert monatlich ausführliche Kommentierungen zu Ent-

scheidungen. Neben Schwerpunktthemen und der Rubrik „Bundesfinanzgericht und 

Höchstgerichte“ sowie „Bundesfinanzgericht und Auslandsbezug“ geben Praxishinweise einen 

fundierten Überblick über die BFG-Rechtsprechung. Herausgeber ist der Präsident, die 

Redaktion obliegt der Evidenzstellenleiterin und dem Präsidenten. Die Autoren sind 

überwiegend Richterinnen und Richter des Bundesfinanzgerichtes, aber auch 

https://www.bfg.gv.at/public/newsletter.html
http://www.bfg.gv.at/
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Steuerberaterinnen und Steuerberater sowie Vertreterinnen und Vertreter der Höchst-

gerichte und der Wissenschaft. Darüber hinaus findet man Kommentierungen zu BFG-

Entscheidungen in anderen Fachpublikationen der juristischen Fachverlage, beispielsweise in 

der SWK, SWI, ZWF, AVR, ÖStZ, RdW, ZSS, taxlex und ecolex. 

Evidenzstellentreffen – Tagungen 

Das von HR Prof.in Dr.in Angela Stöger-Frank organisierte jährliche Evidenzstellentreffen der 

(Verwaltungs-)Gerichtsbarkeit fand beim Landesverwaltungsgericht Oberösterreich (OÖ) 

statt. Im Mittelpunkt standen die fortschreitende Digitalisierung und der Einsatz von 

Künstlicher Intelligenz in der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie die rechtlichen und 

praktischen Herausforderungen. Schon in den Begrüßungsworten betonte Präsident Johannes 

Fischer die Aktualität des Programms, da sich auch die Johannes Kepler Universität Linz (JKU) 

und die Fachhochschule Oberösterreich (FH Hagenberg) intensiv mit KI-Projekten für Gerichte 

beschäftigen. HR Clemens Mayr vom Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hob die Bedeutung 

sorgfältiger Rechtssatzbildung und Dokumentation im Rechtsinformationssystem des Bundes 

(RIS) hervor. Bei KI-Nutzung brauche es klare Leitlinien. Mag.a Ricarda Aschauer (LIT LAW LAB 

der JKU, Mitarbeiterin am Verfassungsgerichtshof) erläuterte die rechtlichen 

Rahmenbedingungen digitaler Assistenzsysteme. Zentrale Prinzipien seien Transparenz, 

Unmittelbarkeit und Unparteilichkeit sowie die Vermeidung von „Automation Bias“. KI dürfe 

unterstützen, die Entscheidungsgewalt bleibe jedoch beim Menschen. Positive Praxisberichte 

kamen zum KI-Anonymisierungstool von BALO.AI, das am LVwG OÖ erfolgreich eingesetzt 

wird; auch die Gerichte in Salzburg und der Steiermark führten es ein. Am Nachmittag 

präsentierten LexisNexis (Lexis+ AI) und MANZ (Genjus KI) neue KI-gestützte Recherchetools. 

Diese ermöglichen dialogorientierte Suche, Zusammenfassungen und Vergleiche von 

Entscheidungen und Literatur mit nachvollziehbaren Quellenangaben. Strukturierte 

Dokumente und Metadaten verbessern die Ergebnisse deutlich. Fazit: Digitale Werkzeuge und 

KI werden in der Justiz weiter an Bedeutung gewinnen, insbesondere bei Dokumentation, 

Veröffentlichung und Recherche von Entscheidungen. Mit dem Inkrafttreten des IFG 2025 

steigt der Bedarf an zuverlässigen Anonymisierungs- und Abfragetools. 
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Die Rechtsinformatik-Tagungen fanden Großteils per Zoom statt. Die Themen waren vor-

wiegend zu Künstlicher Intelligenz und Legal Linguistic Models im Bereich Recht und 

Rechtsprechung. Die Evidenzstellenleiterin nahm am Internationalen Rechtsinformatik 

Symposion (IRIS) von 19. bis 21. Februar 2025 an der Universität Wien als Vorsitzende der 

Session "Rechtsdokumentation" teil. 

  



Tätigkeitsbericht 2025  

 

 Seite 12 von 92 

Ausgewählte Entscheidungen aus dem Jahr 2025 

Die nachfolgende Zusammenstellung enthält eine Auswahl an Entscheidungen, die im Jahr 

2025 approbiert wurden. 

Steuern und Beihilfen 

Beihilfen/FLAG 

Überwiegende Unterhaltskostentragung – keine Zusammenrechnung der Unterhalts-

beiträge beider Elternteile 

BFG vom 20.01.2025, RV/5100046/2025 (Abweisung; Revision nicht zugelassen) 

Rechtssatz: 

Für den Anspruch einer Person auf Familienbeihilfe nach § 2 Abs. 2 zweiter Satz FLAG 1967 ist 

ausschließlich auf die von der den Anspruch auf Familienbeihilfe erhebenden Person getra-

genen Unterhaltskosten des Kindes abzustellen. Die Geldunterhaltsleistungen beider 

Elternteile sind nicht zusammenzurechnen. Ob das Kind seine Unterhaltskosten selbst über-

wiegend trägt, ist nicht von Belang.  

(BFG-Newsletter 2025/01) 

(Wanke in BFGjournal 2025, 78) 

 

Aufteilung des Familienbonus Plus (Scheidungsvergleich) 

BFG vom 30.04.2025, RV/2100648/2024 (Abweisung; Revision nicht zugelassen) 

Rechtssatz: 

Wenn zwei anspruchsberechtigte Personen den Familienbonus Plus beantragen, steht jedem 

der Berechtigten nur mehr der anteilige Betrag zu. Da das Gesetz unzweifelhaft auf die 

Antragstellung der Anspruchsberechtigten abstellt, können in einer Scheidungsfolgen-

vereinbarung (Vergleich) getroffene Regelungen nicht berücksichtigt werden.  

(BFG-Newsletter 2025/02) 

 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=912a464a-e1c3-4673-9e82-0adb3128c818&segmentId=6d6375a1-665b-445d-b681-3aff369738ad&indexName=findok-bfg&konsehId=f348087e-7d5a-40a6-9b37-84cc5e500ac1&recordId=912a464a-e1c3-4673-9e82-0adb3128c818_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F5100046%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=9d6938ae-2e45-4fc0-a829-9cd49e19723a&segmentId=fade65e9-2f07-4b3b-b86d-b9742ac684cc&indexName=findok-bfg&konsehId=76b5b27c-2f08-4385-b7ea-11f8bfc803d2&recordId=9d6938ae-2e45-4fc0-a829-9cd49e19723a_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F2100648%2F2024%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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COVID-19-Verlängerungssemester auch bei Studienbeginn im WS 2020/2021 aufgrund 

vorliegender Einschränkungen im Studienbetrieb 

BFG vom 12.05.2025, RV/5100732/2024 (Stattgabe; Revision zugelassen) 

Rechtssatz: 

Ein COVID-19-Verlängerungssemester nach § 2 Abs. 9 lit. b FLAG 1967 steht aufgrund all-

gemein vorgelegener, COVID-19-bedingter Studienerschwernisse auch für im Wintersemester 

2020/2021 betriebene Studien zu, ohne dass im Einzelnen die Dauer der Beeinträchtigung 

nachgewiesen werden muss. Eine Einschränkung auf das Sommersemester 2020 ist dem 

Normtext nicht zu entnehmen. 

(BFG-Newsletter 2025/02) 

 

Nur der rechtmäßige Aufenthalt in Österreich nach §§ 8, 9 NAG oder nach § 54 Asylgesetz 

2005 begründet Anspruch auf FB nach § 3 Abs. 1 und 2 FLAG 1967 (hier: Asylbescheid gemäß 

§ 3 AsylG 2005) 

BFG vom 27.08.2025, RV/7100434/2024 (Zurückverweisung an FA; Revision nicht zugelassen) 

Rechtssatz 2: 

Der rechtmäßige Aufenthalt in Österreich aus anderen Gründen, ohne dass ein rechtmäßiger 

Aufenthalt nach §§ 8, 9 NAG oder nach § 54 Asylgesetz 2005 vorliegt, reicht nicht aus, um 

Anspruch auf Familienbeihilfe i.S. § 3 Abs. 1 und 2 FLAG 1967 zu begründen.  

(BFG-Newsletter 2025/03) 

 

Einkommensteuer 

Werbungskosten für ergonomisch geeignetes Mobiliar – Übertragung des Überschreitungs-

betrages in das Folgejahr 

BFG vom 07.01.2025, RV/7101397/2024 (Abweisung; Revision zugelassen) 

Rechtssatz: 

Bei Überschreitung des Höchstbetrages gemäß § 16 Abs. 1 Z 7a EStG 1988 kann der 

Überschreitungsbetrag in einem Folgejahr nur dann steuerlich berücksichtigt werden, wenn 

der Arbeitnehmer in diesem Folgejahr zumindest 26 Homeoffice-Tage geleistet hat. 

(Straka in BFGjournal 2025, 65) 
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Kein Öko-Sonderausgabenpauschale, wenn Bundesförderung noch nicht ausbezahlt wurde 

BFG vom 24.04.2025, RV/7100709/2025 (Abweisung; Revision zugelassen) 

Voraussetzung für die Berücksichtigung des Sonderausgabenpauschales gemäß § 18 Abs. 1 

Z 10 lit. a EStG ist einerseits die Auszahlung der entsprechenden Förderung und andererseits 

die entsprechende Datenübermittlung an die Abgabenbehörde. Zudem müssen die Ausgaben 

nach ausbezahlter Förderung den Betrag von 4.000 Euro übersteigen. 

(BFG-Newsletter 2025/03) 

 

Doppelte Haushaltsführung eines Profisportlers und Schülers 

BFG vom 21.08.2025, RV/3100067/2025 (teilweise Stattgabe; Revision zugelassen) 

Rechtssatz 1: 

Das Tatbestandsmerkmal des eigenen Hausstands gemäß § 4 Abs. 2 Pendlerverordnung ist 

nicht relevant für die Beurteilung, ob ein Abgabepflichtiger Werbungskosten für doppelte 

Haushaltsführung oder Familienheimfahrten geltend machen kann, da diese auf dem all-

gemeinen Werbungskostenbegriff des § 16 Abs. 1 EStG fußen und nicht auf den Be-

stimmungen, zu denen die Pendlerverordnung ergangen ist (Zorn in 

Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG, 24. Aufl., § 4 Tz 350 ff). 

(BFG-Newsletter 2025/03) 

(Hell in BFGjournal 2025, 325) 

 

Misslungener Nachweis eines vom Pauschalwert abweichenden Grundanteils 

BFG vom 26.09.2025, RV/7101985/2024 (Abweisung; Revision zugelassen) 

Rechtssatz: 

Für die Ermittlung des Grundanteils für Zwecke des § 16 Abs. 1 Z 8 EStG sind die Methoden 

der GrundanteilV heranzuziehen. Die Pauschalwerte der GrundanteilV ergeben sich aus § 2 

GrundanteilV, der tatsächliche Wert aus § 3 GrundanteilV. Weder im EStG noch in der 

GrundanteilV findet sich ein Hinweis darauf, dass die Methoden der GrWV anwendbar wären. 

Jedenfalls ungeeignet zum Nachweis des tatsächlichen Grundanteils iSd GrundanteilV ist 

Pauschalwertmethode der GrWV, die eben keinen Wert nachweisen kann, sondern selbst nur 

Pauschalannahmen trifft und überdies zu einem anderen Gesetz ergangen ist.  

(BFG-Newsletter 2025/04) 

(Ehgartner/Knechtl in SWK 36/2025, 1488) 
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Vom Sohn übernommene Pflegeaufwendungen für die 24-Stunden-Betreuung der Mutter 

als außergewöhnliche Belastung 

BFG vom 29.09.2025, RV/2100466/2018 (Abweisung; Revision nicht zugelassen) 

Rechtssatz 4: 

Aus einer freiwilligen Übernahme von Vermögenswerten kann sich keine Zwangsläufigkeit der 

aufgrund der Unterhaltspflicht erwachsenen Aufwendungen ergeben. 

(BFG-Newsletter 2025/04) 

 

"Sprechende" Haushaltsgeräte als Blindenhilfsmittel im Sinne der VO über außer-

gewöhnliche Belastungen 

BFG vom 07.10.2025, RV/3100298/2025 (Stattgabe; Revision zugelassen) 

Rechtssatz: 

Haushaltsgeräte mit einer Sprachausgabe-Funktion sind ungeachtet ihrer allgemeinen 

Verwendbarkeit "Blindenhilfsmittel" im Sinne des § 4 der Verordnung über außergewöhnliche 

Belastungen, wenn Personen ohne Einschränkung des Sehvermögens von derartigen 

Produkten in der Regel keinen Gebrauch machen.  

(BFG-Newsletter 2025/04) 

(BFGjournal 2025, 385) 

 

Keine Aufnahme von Einkünften aus der Veräußerung von "Verkaufsanboten" in den 

Feststellungsbescheid betreffend Einkünfte aus selbständiger Arbeit einer Rechtsanwalts-

GesbR 

BFG vom 15.12.2025, RV/7102907/2025 (Abweisung; Revision nicht zugelassen) 

Rechtssatz: 

Liegt zwischen zwei Betätigungen kein enger wirtschaftlicher, technischer oder organisa-

torischer Zusammenhang vor, erweist sich das Ausmaß der objektiven organisatorischen, 

wirtschaftlichen und finanziellen Verflechtung zwischen den beiden Betätigungen als unter-

geordnet, liegt zudem auch keine wirtschaftliche Über- oder Unterordnung zwischen den 

Betätigungen vor und sind die Betätigungen auch nicht geeignet, sich einander zu ergänzen, 

ist von zwei getrennten Betrieben auszugehen. 

Es ist dabei für jede Einkunftsquelle eine separate Einkünftefeststellung nach § 188 BAO 

vorzunehmen. 

(Ehgartner/Knechtl in SWK 6/2026, 357) 
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Körperschaftsteuer und Umgründungen 

Bemessungsgrundlage der Stiftungseingangssteuer bei Stiftung von GmbH-Anteilen einer 

nicht aktiven GmbH 

BFG vom 27.03.2025, RV/2100569/2017 (Abweisung; Revision zugelassen) 

Rechtssatz: 

Ein Abzug von 25% für eine "wann-auch-immer" anfallende Kapitalertragsteuer ist nicht 

geboten, weil sich der gemeine Wert aus Sicht des Verkäufers bestimmt und dabei persönliche 

Umstände des Käufers nicht zu berücksichtigen sind. Diesem steht es nämlich frei, den Gewinn 

entweder auszuschütten (wobei KESt anfallen würde) oder zu thesaurieren (wobei keine KESt 

anfällt). Die Entscheidung, wie der GmbH-Anteil genutzt wird, ist in diesem Sinne ein per-

sönlicher Umstand des (potentiellen) Käufers, der bei der Wertermittlung gem. § 10 Abs. 2 

BewG 1955 nicht zu berücksichtigen ist. 

(BFG-Newsletter 2025/01) 

(Rath-Setina in BFGjournal 2025, 255; Marx in JEV 2025, 240) 

 

Errichtung einer Luxus-Segelyacht durch die Gesellschaft für ihren Alleingesellschafter  

BFG vom 04.07.2025, RV/7100625/2022 (teilweise Stattgabe; Revision nicht zugelassen) 

Vor dem BFG war im gegenständlichen Beschwerdefall strittig, ob der beschwerdeführenden 

Gesellschaft für die Errichtung einer Segelyacht für ihren Alleingesellschafter ein Vorsteuer-

abzug zusteht. Strittig war auch, ob eine verdeckte Ausschüttung an den Alleingesellschafter 

dadurch vorliegt, dass dieser die Yacht durch das unberechtigte Geltendmachen der Vor-

steuern von seiner Gesellschaft günstiger hätte erwerben können.  

Aufgrund des vom BFG festgestellten Sachverhaltes, nämlich, dass die Gesellschaft die 

Segelyacht nach den Vorstellungen ihres Gesellschafters errichtet hat und dies die einzige 

Tätigkeit der Gesellschaft gewesen ist, wurde unter Hinweis auf die „Nahe-Angehörigen-

Judikatur“ des VwGH mangels unternehmerischer Betätigung der Gesellschaft der 

Vorsteuerabzug versagt. 

(Flament in BFGjournal 2025, 347) 

 

Internationale Konzernfinanzierung; Verbindlichkeiten aus Gutscheinen 

BFG vom 10.10.2025, RV/7104675/2020 (teilweise Stattgabe; Revision zugelassen) 

Die Finanzierung im Konzern unterliegt grundsätzlich der Privatautonomie. Daher ist der 

Zinsenabzug bei Anwendung der wirtschaftlichen Betrachtung in der Körperschaftsteuer 

zulässig. Trotzdem greifen die Finanzämter Darlehensvereinbarungen auf, wenn rein gesell-

schaftsrechtliche Gründe die Motivation für die Finanzierungen sind. Im konkreten Fall hatte 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=b653ebfb-1204-4b61-819e-03e75117b021&segmentId=8c0b15fc-713b-44a1-a2f5-7366e060fbe1&indexName=findok-bfg&konsehId=0a7c0fa1-c1b0-4c00-8ed4-f928189448c7&recordId=b653ebfb-1204-4b61-819e-03e75117b021_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F2100569%2F2017%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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das BFG ein eigenkapitalersetzendes Darlehen steuerlich zu beurteilen. Überdies gab es 

Meinungsverschiedenheiten zur ertragsteuerlichen Einordnung bei der Einlösung von 

Gutscheinen.  

Im beschwerdegegenständlichen Fall fehlte es bei einem Teil der Darlehen an der not-

wendigen Publizität und wurden auch keine genauen Regelungen über Laufzeit, Zinsen und 

Rückzahlung getroffen. Auch verfügte die darlehensempfangende Gesellschaft lediglich über 

eine Eigenmittelquote von rund 6%, weswegen das Bundesfinanzgericht zum Teil von 

verdecktem Eigenkapital ausging und einen Zinsenabzug nicht zuließ.  

Die alleinige Ausgabe von Gutscheinen bzw. Bonuspunkten ist für sich nicht rückstellungs-

fähig. 

(Deutsch in BFGjournal 2025, 422; Ehgartner/Knechtl in SWK 6/2026, 357) 

 

Zuschreibungsobergrenze für Beteiligungen nach Down-stream-Verschmelzung 

BFG vom 27.10.2025, RV/7104253/2024, RV/7100265/2025 (Stattgabe; Revision zugelassen) 

Rechtssatz: 

Erwerben nach einer Down-stream-Verschmelzung die Gesellschafter der übertragenden 

Gesellschaft Anteile an der übernehmenden Gesellschaft und kommt es sodann zu einer 

Wertsteigerung der Beteiligung, bilden im Anwendungsbereich von § 6 Z 13 EStG 1988 idF vor 

BGBl. I Nr. 103/2019 nicht die historischen Anschaffungskosten an der Beteiligung die Ober-

grenze für Zuschreibungen. 

(BFG-Newsletter 2025/04) 

(Hirschler/Sulz/Oberkleiner/Bernwieser in BFGjournal 2025, 412) 

 

Verschmelzungsbedingter Schuldnerwechsel, der zum Nachteil der übernehmenden Körper-

schaft zum Wiedererlangen der Werthaltigkeit einer Forderung der Gesellschafter führt, 

stellt verdeckte Ausschüttung dar 

BFG vom 30.12.2025, RV/6100258/2019 (teilweise Stattgabe; Revision zugelassen) 

Rechtssatz: 

Ein verschmelzungsbedingter Schuldnerwechsel, der für die übernehmende Körperschaft 

wirtschaftlich nachteilig ist und für die Gesellschafter zur Werthaltigkeit einer Forderung 

führt, stellt eine verdeckte Ausschüttung dar. 

(BFG-Newsletter 2026/01) 

(Gleiss in BFGjournal 2026, 55) 
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Normverbrauchsabgabe 

NoVA/KfzSt: Bindung an Einstellung des Verwaltungsstrafverfahrens gemäß § 45 Abs. 1 Z 2 

VStG (Gegenbeweis zur Standortvermutung erbracht) 

BFG vom 17.04.2025, RV/3100078/2025 (Stattgabe; Revision nicht zugelassen) 

Rechtssatz 1: 

Hat die zuständige Behörde oder das im Instanzenzug zuständige Verwaltungsgericht das 

Verwaltungsstrafverfahren gemäß § 45 Abs. 1 Z 2 VStG eingestellt, weil der Gegenbeweis zur 

Standortvermutung gemäß § 82 Abs. 8 KFG 1967 erbracht wurde, so ist die Abgabenbehörde 

bzw. das Bundesfinanzgericht an diese Beurteilung gebunden, weshalb diesfalls keine 

Normverbrauchsabgabe oder Kraftfahrzeugsteuer aufgrund widerrechtlicher Verwendung 

gemäß § 82 Abs. 8 KFG 1967 festgesetzt werden kann. 

Rechtssatz 2: 

Die Bindungswirkung einer Einstellung des Verwaltungsstrafverfahrens nach § 45 Abs. 1 Z 2 

VStG bezieht sich nur auf den Tatzeitraum, der Gegenstand dieses Verfahrens war. 

(BFG-Newsletter 2025/02) 

(Brandl in ZWF 2025, 247) 

 

NoVA-Vergütung für ein Kfz-Vermietungsunternehmen, das daneben auch Kraftfahrzeuge 

verkauft? 

BFG vom 03.07.2025, RV/1100222/2024 (teilweise Stattgabe; Revision zugelassen) 

Rechtssatz 1: 

Für die Eigenschaft eines befugten Fahrzeughändlers i.S.d. Vergütungsbestimmung des § 12a 

Abs. 1 2. Teilstrich NoVAG 1991 genügt es, wenn ein Unternehmen, dessen hauptsächlicher 

Betriebsgegenstand die Vermietung von Kraftfahrzeugen ist und dessen Gewerbe-

berechtigung auf die Vermietung von beweglichen Sachen lautet, daneben einen nicht zu 

vernachlässigenden Handel mit Kraftfahrzeugen als Nebengewerbe im Sinne des § 32 Abs. 1a 

Gewerbeordnung betreibt. 

Rechtssatz 2: 

Normverbrauchsabgabevergütungen für ein Fahrzeug können die für dieses Fahrzeug 

insgesamt geschuldete Normverbrauchsabgabe niemals übersteigen. 

(BFG-Newsletter 2025/03) 

(Deutsch in BFGjournal 2025, 352; Prodinger in SWK 27/2025, Haller in ÖStZ 2026/38) 
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Umsatzsteuer 

Schürfen von Kryptowährungen (Mining) bei Beteiligung an verschiedenen Mining-Pools 

BFG vom 20.05.2025, RV/5100186/2024 (Abweisung; Revision zugelassen) 

Beachte: Revision beim VwGH protokolliert zur Zahl Ro 2025/15/0028. 

Das Schürfen von Kryptowährungen (Mining) ist aufgrund eines nicht identifizierbaren 

Leistungsempfängers nicht steuerbar. Auch wenn sich mehrere Teilnehmer zum Schürfen von 

Kryptowährungen (Mining) an einem Mining-Pool beteiligen, erbringt der einzelne Pool-

Teilnehmer eigenständig die Miningleistungen (Lösung der Rechenaufgaben) und ist die 

umsatzsteuerliche Beurteilung der erbrachten Leistungen wie beim Solo-Mining (nicht 

steuerbare Leistungen) vorzunehmen. 

 

Leistungsort bei „Entnahmeeigenverbrauch“ 

BFG vom 30.09.2025, RV/5100282/2019 und bei unentgeltlichen sonstigen Leistungen   

BFG vom 25.02.2025, RV/2100074/2024 (Abweisung; Revision zugelassen) 

Im Lichte der EuGH-Rechtsprechung sind mangels Entgelts die Leistungsortsregelung für eine 

Lieferung nicht auf die unentgeltliche Überführung eines Gegenstandes aus dem Unter-

nehmens- in das Privatvermögen (Entnahmeeigenverbrauch) bzw. die Leistungsortsregelung 

für sonstige Leistungen nicht auf deren unentgeltliche Erbringung für Zwecke außerhalb des 

Unternehmens anzuwenden. Vielmehr ist der Ort des Entnahmeeigenverbrauchs dort, wo die 

Schmälerung des Unternehmensvermögens stattfindet. Das ist im Regelfall dort, wo das 

Unternehmen betrieben wird. 

 

Keine unechte Steuerbefreiung iZm Liebhaberei bei Beherbergungsleistungen 

BFG 24.10.2025, RV/3100061/2021 (teilweise Stattgabe; Revision zugelassen) 

Beachte: Revision (Amtsrevision) beim VwGH protokolliert zur Zahl Ro 2026/15/0004. 

§ 1 Abs. 2 LVO ist unionsrechtskonform dahingehend zu interpretieren, dass es sich dabei um 

eine Ausnahme von der nationalen Steuerpflicht von Vermietungsleistungen und sohin eine 

unechte Steuerbefreiung im Sinne des Art. 135 Abs. 1 lit. l MwStSystRL handelt (VwGH 

16.2.2006, 2004/14/0082).  

Bei der Abgrenzung zwischen Vermietungs- und Beherbergungsumsätzen in der Umsatzsteuer 

kann aufgrund des Umstandes, dass diese Begriffe eigenständige Begriffe des Unionsrechts 

darstellen, nicht auf die ertragsteuerliche Judikatur zur Abgrenzung von Einkünften aus 

Vermietung und Verpachtung und Einkünften aus Gewerbebetrieb zurückgegriffen werden. 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=a9561a4c-7a40-49b9-9a15-84df0710e1fe&segmentId=c67c80dd-e719-4b76-b8e0-d161646e2140&indexName=findok-bfg&konsehId=f0262e18-88e7-43fd-a824-a48ddf4c4fdf&recordId=a9561a4c-7a40-49b9-9a15-84df0710e1fe_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22RV%2F5100186%2F2024%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=0d177c3e-9968-405f-8980-2a51c23ac755&segmentId=53486f58-8d02-46c3-8019-4c9aefdac6c3&indexName=findok-bfg&konsehId=2336908f-7c7f-41ad-bee6-91098c1611a7&recordId=0d177c3e-9968-405f-8980-2a51c23ac755_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22RV%2F5100282%2F2019%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=5936084f-0584-4848-8146-341aa9e3016e&segmentId=734b46cd-560c-4fcc-ba58-080f8784ceab&indexName=findok-bfg&konsehId=5faf613d-3a6d-4e1f-8554-87e7a7341776&recordId=5936084f-0584-4848-8146-341aa9e3016e_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22RV%2F2100074%2F2024%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=ccdb5f82-0bf5-45d4-b94e-800c6b0b8f08&segmentId=4e694cb6-97f8-405b-88b1-13727cfa8b4e&indexName=findok-bfg&konsehId=1d8080e4-a445-4ef2-b40f-e57f42b8eb88&recordId=ccdb5f82-0bf5-45d4-b94e-800c6b0b8f08_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22RV%2F3100061%2F2021%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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Die Unterbringung von Gästen in eingerichteten Ferienwohnungen oder Chalets ist grund-

sätzlich nach unionsrechtlichem Verständnis keine Vermietungs-, sondern eine Beher-

bergungsleistung ("Gewährung von Unterkunft [...] in Sektoren mit ähnlicher Zielsetzung", vgl. 

Fritzenwallner, SWK 2010, 70). Die unechte Steuerbefreiung im Sinne des Art. 135 Abs. 1 lit. l 

MwStSystRL kann nicht zur Anwendung kommen, wenn gar keine Vermietungs-, sondern 

Beherbergungsleistungen erbracht werden (vgl. Fritzenwallner, SWK 2010, 70). 

(Hell in BFGjournal 2025, 431) 

 

Keine Steuerbefreiung gem. § 6 Abs. 1 Z 11 UStG 1994 für im Rahmen der schulischen 

Nachmittagsbetreuung erbrachtes Leistungsbündel 

BFG vom 22.05.2025, RV/2100226/2020 (Abweisung; Revision zugelassen) 

Bei dem von einem Unternehmer im Rahmen der schulischen Nachmittagsbetreuung erbrach-

ten Leistungsbündel handelt es sich um eine einheitliche komplexe Leistung, bei der in einer 

Gesamtbetrachtung sowohl in qualitativer als auch in quantitativer Hinsicht der Erziehungs-, 

Betreuungs-, Aufsichts- sowie Organisationscharakter im Vordergrund steht und nicht die 

Vermittlung von Kenntnissen und Fähigkeiten bzw. Unterrichtserteilung iSd § 6 Abs. 1 Z 11 

lit. a und lit. b UStG 1994. 

 

Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel 

Gebührenpflicht eines Erbübereinkommens mit Sicherstellungsvereinbarung 

BFG vom 04.02.2025, RV/5100692/2024 (teilweise Stattgabe; Revision nicht zugelassen)  

Beachte: Revision beim VwGH protokolliert zur Zahl Ra 2025/16/0027.  

Rechtssatz 1: Ein Erbteilübereinkommen im Zusammenhang mit der Übertragung von Liegen-

schaften unterliegt grundsätzlich der Grunderwerbsteuer (vgl. VwGH 5.12.1951, 2691/50, 

VwSlg. 503/F).  

Rechtssatz 2: Zur Verwirklichung des Regelungszweckes des § 15 Abs. 3 GebG ist es weder 

erforderlich noch folgerichtig, Teile des Entgeltes weder der Verkehrsteuer noch der Rechts-

gebühr zu unterziehen. Von der Bemessungsgrundlage der Gebühr (dem Entgelt) ist somit 

jener Teil auszuscheiden, von dem Grunderwerbsteuer zu erheben wäre; der Rest unterliegt 

der Gebühr. Maßgeblich für das Ausmaß der Gebührenbefreiung ist somit die Bemessungs-

grundlage der Grunderwerbsteuer (vgl. VwGH 16.9.1991 90/15/0080, mwN). 

Rechtssatz 3: Der 'Wert' des Erbübereinkommens ergibt sich aus den gemeinen Werten 

sämtlicher Vermögenswerte nach Abzug der Verbindlichkeiten. Dieser Wert ist in Verhältnis 

zur (gesamten) Bemessungsgrundlage der mit dem Übereinkommen verwirklichten Erwerbs-

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=12ff2b16-c781-4c07-af3a-d38367edd221&segmentId=6828349f-30ba-4397-b025-d5602648437f&indexName=findok-bfg&konsehId=bc5a4099-7d8f-43fc-ad5e-33217f39264e&recordId=12ff2b16-c781-4c07-af3a-d38367edd221_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22RV%2F2100226%2F2020%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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tatbestände nach dem GrEStG zu setzen, wobei sich die Bemessungsgrundlage der Grund-

erwerbsteuer nach der Rechtslage im Erwerbszeitpunkt richtet. Der so ermittelte Anteil 

unterliegt einer anderen Verkehrsteuer. In diesem Ausmaß ist die Hypothekarverschreibung 

nach § 19 Abs. 2 GebG gebührenfrei. 

(BFGjournal 2025, 81) 

 

Keine Differenzbesteuerung nach § 1 Abs. 4 GrEStG, wenn einem Vorgang nach § 1 Abs. 1 

Z 2 GrEStG (hier Anwachsung nach § 142 UGB) ein Vorgang nach § 1 Abs. 2a GrEStG 

(qualifizierte Übertragung von Anteilen an einer grundstücksbesitzenden Personen-

gesellschaft) vorausgegangen ist 

BFG vom 20.03.2025, RV/7102097/2024 (Abweisung; Revision zugelassen) 

Beachte: Revision beim VwGH protokolliert zur Zahl Ro 2025/16/0011. 

Rechtssatz 1: Eine Differenzbesteuerung nach § 1 Abs. 4 GrEStG ist nur bei einer Aufeinander-

folge bestimmter Rechtsvorgänge vorgesehen. Wenn einem Vorgang nach § 1 Abs. 1 Z 2 

GrEStG (Erwerb des Eigentums) ein Vorgang nach § 1 Abs. 2a GrEStG (Übertragung von mehr 

als 95% der Anteile an einer grundstücksbesitzenden Personengesellschaft auf neue 

Gesellschafter) vorausgegangen ist, liegen die Voraussetzungen für eine Differenz-

besteuerung nicht vor, weil § 1 Abs. 2a GrEStG in § 1 Abs. 4 GrEStG nicht genannt wird. Es 

reicht wegen des Vorranges des § 1 Abs. 2a GrEStG 1987 nicht aus, wenn daneben beim 

früheren Vorgang grundsätzlich auch die Tatbestandsvoraussetzungen nach § 1 Abs. 3 GrEStG 

1987 erfüllt wären.  

Rechtssatz 2: Eine Differenzbesteuerung nach § 1 Abs. 4 GrEStG kommt nur bei Rechts-

trägeridentität zur Anwendung. Handelt es sich beim 1. Rechtsvorgang um die qualifizierte 

Übertragung von Gesellschaftsanteilen an einer grundstücksbesitzenden Personen-

gesellschaft zwischen Alt- und Neugesellschafter (Vorgang nach § 1 Abs. 2a GrEStG) fehlt die 

Personenidentität, wenn später ein Erwerb der Liegenschaft von der Personengesellschaft auf 

den Gesellschafter erfolgt. Die Lage ist vergleichbar mit dem Fall der Übertragung der 

wirtschaftlichen Verfügungsmacht im 1. Rechtsvorgang von A (der zB Treugeber für den B ist) 

auf C und der späteren Übertragung des Eigentums von B an C. 

 

Gebührenbefreiung für Eingaben in Verwaltungsstrafverfahren umfasst nicht Beschwerden 

an Verwaltungsgerichte 

BFG vom 10.04.2025, RV/7102736/2022 (Abweisung, Revision zugelassen) 

Beachte: Revision beim VwGH protokolliert zur Zahl Ro 2025/16/0021. 

Die in § 14 TP 6 Abs. 5 Z 7 GebG normierte Befreiung betrifft nur das behördliche Verfahren. 

 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=e510896f-002f-4078-ae16-77f1126b73d2&segmentId=7c790bc2-b9db-4665-bd85-925fb63160b8&indexName=findok-bfg&konsehId=2a890cd0-50a8-4e5e-85d9-93e7d53276e8&recordId=e510896f-002f-4078-ae16-77f1126b73d2_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7102097%2F2024%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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Onlineglücksspiel – Behandlung von Vielspielerpunkten und nachträglichen Rabatten bei 

der Selbstberechnung der Glücksspielabgabe 

BFG vom 24.11.2025, RV/7103934/2020 (Abweisung; Revision nicht zugelassen) 

Rechtssatz 1: Vielspielerpunkte, die auf Grund der Spielbedingungen alternativ zur Teilnahme 

an einem Online Pokerspiel auch zum Bezug von Waren verwendet werden können, sind bei 

der Ermittlung der Bemessungsgrundlage der Glücksspielabgabe als "Einsatz" zu behandeln. 

Zum “Einsatz“ gehört nicht nur jener Teil der vermögenswerten Leistung des Spielers, der dem 

Veranstalter verbleibt (hier als Administration Fee bezeichnet), sondern die gesamte für die 

Spielteilnahme vom Spieler zu erbringende vermögenswerte Leistung (wie hier die in Waren 

ablösbaren Vielspielerpunkte) und kommt es nicht auf die Vereinnahmung der Spieleinsätze 

durch den Veranstalter an (siehe dazu die Judikatur des VwGH zum „Lebenspoker“ wie ua 

VwGH 01.06.2023, Ra 2020/17/0009).  

Rechtssatz 2: Für Onlineglücksspiele entsteht die Steuerschuld mit dem Erhalt der Einsätze 

und der Auszahlung der Gewinne (§ 59 Abs. 1 Z 1 GSpG). Ereignisse, die nach dem Entstehen 

der Steuerschuld stattfinden (wie „nachträgliche Bargelderstattungen“) sind nicht im Rahmen 

der Selbstberechnung der Glückspielabgabe für andere Zeiträume zu berücksichtigen. Steht 

im Zeitpunkt der Spielteilnahme an der Ausspielung und der Leistung des Einsatzes durch den 

Kunden und der Auszahlung des Gewinnes an (möglicherweise einen anderen) Spiel-

teilnehmer nicht fest, ob es je zu einer Gutschrift aus dem Titel „nachträgliche Bargeld-

auszahlung“ kommen wird, weil vom Kunden noch diverse Voraussetzungen zu erfüllen sind 

(wie zB eine weitere Einzahlung auf sein Spielerkonto, das Erreichen eines bestimmten 

Spielerlevels) können derartige noch nicht eingetretene Bedingungen weder bei der Selbst-

berechnung der Glücksspielabgabe noch bei der Festsetzung der Glücksspielabgabe nach 

§ 201 BAO Berücksichtigung finden. 

 

Bundesabgabenordnung 

Zurückweisung einer Maßnahmenbeschwerde gem. § 283 BAO mangels Einschreitens einer 

Abgabenbehörde 

BFG vom 22.01.2025, RM/7200001/2025 (Zurückweisung; Revision nicht zugelassen) 

Rechtssatz 1: 

Das Einschreiten der Österreichischen Post AG im Zusammenhang mit der Vorbereitung einer 

Zollabfertigung und der Rücksendung einer Postsendung kann nicht zum Gegenstand einer 

Maßnahmenbeschwerde gem. § 283 BAO werden, weil keine Ausübung unmittelbarer 

verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt durch eine Abgabenbehörde vorliegt. 

Die Österreichische Post AG ist als Unternehmen ein von der übrigen staatlichen Verwaltung 

getrennter selbständiger Wirtschaftskörper (vgl. zur damaligen Post und Telekom Austria AG: 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=3528ba0e-c4ac-494c-bd6c-89f587abe9e3&segmentId=7c96b572-b0ae-4522-bf5a-c8e4fa8f7a8e&indexName=findok-bfg&konsehId=5156a122-d48e-4ff9-aa6f-5f4d3461a8da&recordId=3528ba0e-c4ac-494c-bd6c-89f587abe9e3_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7103934%2F2020%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=3fea0bd6-a2d7-4385-b46a-7e73ba2d59c4&segmentId=6970ca61-a9e6-4711-8234-fa89819f3fd1&indexName=findok-bfg&konsehId=faa8c7bd-519e-4b0a-af87-720d7b3ee6df&recordId=3fea0bd6-a2d7-4385-b46a-7e73ba2d59c4_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RM%2F7200001%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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OGH 07.05.1997, 13Os211/96). Es handelt sich dabei keinesfalls um eine Behörde und damit 

auch nicht um eine Abgabenbehörde. Ihre Rechtsbeziehungen zu Kunden im Zusammenhang 

mit der Inanspruchnahme von Postdienstleistungen sind somit privatrechtlicher Natur (vgl. 

zur damaligen Post und Telekom Austria AG: OGH 29.03.2017, 6 Ob 58/16x).  

(BFG-Newsletter 2025/01) 

(Schober in BFGjournal 2025, 122) 

 

Mangelhafte Aktenvorlage; unzulässiges Unterbleiben einer BVE 

BFG vom 13.03.2025, RV/7100715/2025 (Verfahrensleitender Beschluss – Verständigung 

gemäß § 281a BAO; Revision nicht zugelassen) 

Rechtssatz 1: 

Gemäß § 266 Abs. 1 BAO hat die Abgabenbehörde die Akten vorzulegen. Unter Akt versteht 

man eine chronologisch und/oder nach Sachgebieten geordnete Sammlung von Dokumenten 

(Eingangs-, Ausgangsstücke, Eigenanfertigungen). Unter der Rubrik „Vorgelegte Aktenteile“ 

legt die belangte Behörde insgesamt 99 Ordnungszahlen vor, die allesamt das Datum 6.3.2025 

aufweisen und alphabetisch nach teilweise nichtssagenden zum Teil doppelt vergebenen 

Namen geordnet sind. Weder ist eine Chronologie erkennbar, noch ein sachlicher Zusammen-

hang der aufeinanderfolgenden Dokumente. Ein derartig chaotisches Sammelsurium erfüllt 

nicht einmal annähernd den Begriff eines Aktes. 

Rechtssatz 2: 

Unter Beweismittel wären jene Dokumente und Wahrnehmungen zu verstehen, auf die 

konkret die Feststellungen der belangten Behörde gegründet sind; die Nennung eines 

gesamten Aktenkonvolutes entspricht diesem Verständnis nicht. 

(BFG-Newsletter 2025/02) 

(Ehgartner/Knechtl in AVR 2025, 78)  

 

Ermessensübung bei der Geschäftsführerhaftung 

BFG vom 22.04.2025, RV/5100557/2023 (teilweise Stattgabe; Revision nicht zugelassen) 

Rechtssatz: 

Das Vorbringen der belangten Behörde, die Verfahrensverzögerungen seien teilweise den 

COVID-19-Maßnahmen geschuldet, ist nur teilweise zutreffend, zumal das Verwaltungs-

verfahren ohne ersichtlichen Grund nicht schon vor den COVID-19-Maßnahmen zu Ende 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=cdd0f92b-95fc-4014-9a11-320ea4f4c43b&segmentId=f418158a-78d3-43e5-ac53-aee430db3370&indexName=findok-bfg&konsehId=4463be5a-1b59-4ccb-b2d4-c36872be7c9d&recordId=cdd0f92b-95fc-4014-9a11-320ea4f4c43b_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7100715%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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gebracht wurde. Zudem können die Verzögerungen auf Grund der COVID-19-Maßnahmen 

nicht der beschwerdeführenden Partei angelastet werden.  

(BFG-Newsletter 2025/02) 

(Angela Stöger-Frank in taxlex 2026/9) 

 

Vermutung des Zustellzeitpunktes bei Zustellung ohne Zustellnachweis 

BFG vom 31.07.2025, RV/5100538/2025 (Zurückweisung; Revision nicht zugelassen) 

Rechtssatz: 

Vermutungen können widerlegbar oder unwiderlegbar sein. Widerlegbar ist die Vermutung 

des § 26 Abs. 2 ZustG, wonach die Zustellung als am dritten Werktag nach der Übergabe an 

das Zustellorgan bewirkt gilt (vgl. Ritz/Koran, BAO8, § 167 Tz. 5). Um jedoch eine Vermutung 

widerlegen zu können, bedarf es eines substantiierten Vorbringens. 

(BFG-Newsletter 2025/03) 

(Hilber in AFS 2025, 217) 

 

Der fehlende Nachweis der Steuerfreiheit ist nicht mit Zwangsstrafe durchsetzbar 

BFG vom 26.08.2025, RV/2100632/2025 (Stattgabe; Revision zugelassen) 

Rechtssatz: 

Die Nichtbeibringung von Beweismitteln zur Stützung eines Rechtsstandpunktes (hier: 

Nachweis der Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung) durch Zwangsstrafen zu ahnden, 

läuft auf eine Bestrafung für die Behauptung der Erweislichkeit des Begehrens hinaus (VfGH 

5.3.1979, 175/76, VfSlg 8510/1976 zu Beweisen im Rechtsmittelverfahren) und ist daher nicht 

zulässig.  

(BFG-Newsletter 2025/03) 

(Wisiak in BFGjournal 2025, 386; Angela Stöger-Frank in taxlex 2026/9) 
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https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=6d535c9a-7866-4a57-9a3a-6aba1139ecf7&segmentId=7ebdc793-afff-4939-9605-8a160348da14&indexName=findok-bfg&konsehId=f0835bb7-129d-4dec-9434-58ac2575887e&recordId=6d535c9a-7866-4a57-9a3a-6aba1139ecf7_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F2100632%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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Keine Haftung als faktischer Geschäftsführer nach § 9a BAO, wenn keine Einflussnahme auf 

die Erfüllung abgabenrechtlicher Pflichten vorliegt 

BFG vom 29.10.2025, RV/7105043/2019 (Stattgabe; Revision nicht zugelassen) 

Rechtssatz: 

§ 9a BAO enthält keine dem § 80 Abs. 1 BAO entsprechende Regelung, die den faktischen 

Geschäftsführer dazu verpflichten würde, generell für die Einhaltung der abgabenrechtlichen 

Pflichten durch die Abgabenpflichtige bzw. deren Vertreter zu sorgen. 

(BFG-Newsletter 2025/04) 

(Fiala in AVR 2025, 248; Rzeszut/Fiala in SWK 1-2/2026, 46) 

 

1. Aufhebung des Säumniszuschlages gemäß § 217 Abs. 7 BAO 

2. Standesgemäßes Verhalten eines Steuerberaters 

BFG vom 28.04.2025, RV/5100271/2025 (Abweisung; Revision nicht zugelassen) 

Rechtssatz 1: 

Seitens der beschwerdeführenden Partei wurde in keiner Weise dieser Offenlegungspflicht 

entsprochen, da weder ausreichend der genaue Hergang noch die Ursache des angeblichen 

Versehens einer Mitarbeiterin geschildert und nachgewiesen wurde. Es wurde ein 

konstruierter Sachverhalt behauptet, der in der mündlichen Verhandlung nicht verifiziert 

werden konnte. Selbst der Name oder eine ladungsfähige Adresse der Mitarbeiterin, welche 

angeblich einen Fehler begangen hätte, wurde nicht dargelegt. Ein Kommunikationsfehler 

eines Geschäftsführers der beschwerdeführenden Partei konnte nicht ausgeschlossen 

werden. Somit handelt es sich bei dem Vorbringen um eine nicht substantiierte Behauptung, 

die jedoch nicht Basis für die Aufhebung des Säumniszuschlages gemäß § 217 Abs. 7 BAO sein 

kann.  

Rechtssatz 2: 

Es ist aus der Sicht des Standesrechtes [§ 72 WTBG 2017 iVm. § 10 Richtlinie über die 

Ausübung der Wirtschaftstreuhandberufe der Kammer der Steuerberater und Wirtschafts-

prüfer (WT-AARL 2017-KSW)] bedenklich, wenn der steuerliche Vertreter 

• durch Weiterleitung von Spam-Mails an die dienstliche E-Mailadresse des Senats-

vorsitzenden den Datenbestand des Gerichtes gefährdet; 

• telefonisch auf Zugeständnisse des Senatsvorsitzenden im Gegenzug für eine Zurück-

nahme prozessrechtlicher Anträge insistiert; 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=0a5d5d5b-9011-48f0-adbe-17a9a2a54c29&segmentId=fe7aba61-0ffd-4b17-af9f-998b61f787bc&indexName=findok-bfg&konsehId=56f680f0-915d-4457-b457-bf2bbd4e889d&recordId=0a5d5d5b-9011-48f0-adbe-17a9a2a54c29_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7105043%2F2019%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=ea2b62ad-1978-4a5e-8fbe-f21b21b9a62a&segmentId=57c5f78b-0a04-49f9-b629-aebb8a51b2d1&indexName=findok-bfg&konsehId=5f0d8ea0-e0dc-40b1-a654-d8eb8e6cccd0&recordId=ea2b62ad-1978-4a5e-8fbe-f21b21b9a62a_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F5100271%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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• telefonisch beim Senatsvorsitzenden nachfragt, welches Vorbringen er erstatten müsse, 

damit die Sache positiv entschieden werde; 

• die beschwerdeführende Partei in einem Vorbringen als „ungebildet“ bezeichnet. 

(BFG-Newsletter 2025/02) 

(Ehgartner/Knechtl in AVR 2025, 78; Hilber in AFS 2025, 129) 

 

Zoll und Außenwirtschaft 

Wahl der Zollstelle bei Sendungen geringen Wertes 

BFG vom 31.03.2025, RV/1200006/2025 (Abweisung; Revision nicht zugelassen) 

Sendungen geringen Wertes (< € 150) sind von der Zollabgabe befreit, sofern ordnungsgemäß 

eine Zollanmeldung abgegeben wird. Dies erfordert im kommerziellen Verkehr die Einfuhr 

über eine Zollstelle, die für den gewerblichen Verkehr zugelassen ist, weil sie ständig besetzt 

ist. 

 

Einfuhr religiöser Gegenstände aus Israel 

BFG vom 07.05.2025, RV/7200020/2024 (teilweise Stattgabe; Revision nicht zugelassen) 

Rechtssatz 1: Der religiöse oder kultische Verwendungszweck einer Ware ist für die tarifliche 

Einreihung unbeachtlich; entscheidend sind ausschließlich die objektive Beschaffenheit und 

die Warenmerkmale. 

Rechtssatz 2: Eine Präferenzbegünstigung aufgrund des Assoziationsabkommens EU – Israel 

setzt eine formgültige Ursprungserklärung voraus; fehlt es an einem zwingenden Form-

erfordernis, insbesondere an der Angabe des Namens des Unterzeichners, ist die Präferenz-

begünstigung auch dann zu versagen, wenn die Waren tatsächlich Ursprungserzeugnisse sind. 

Rechtssatz 3: Die Anwendung des ermäßigten Einfuhrumsatzsteuersatzes von 13 % gemäß 

Tarifposition 9705 kommt nur für Sammlungsstücke von ethnografischem Wert in Betracht; 

handelsübliche, in beliebiger Zahl reproduzierbare Kultgegenstände erfüllen diese Voraus-

setzungen nicht. 

 

Tabaksteuerpflicht für Knaster 

BFG vom 08.07.2025, RV/7200056/2024 (Abweisung; Revision nicht zugelassen) 

Beachte: Revision (Amtsrevision) beim VwGH protokolliert zur Zahl Ra 2025/16/0093. 

Die im Internet ausgewiesenen Verkaufspreise tabaksteuerpflichtiger Erzeugnisse, die weder 

Umsatzsteuer noch Tabaksteuer enthalten, können bei der Berechnung der Tabaksteuer nicht 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=8af5319b-19e5-4bb1-9d89-19734aba3c71&segmentId=c230cfcd-e9ce-4520-a1ef-14fe96aa5b28&indexName=findok-bfg&konsehId=3eb024f6-de59-456f-874d-28dca883cb84&recordId=8af5319b-19e5-4bb1-9d89-19734aba3c71_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F1200006%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=762798dc-53d7-4094-8cbd-072072d4a0e3&segmentId=1b568ec5-850f-448d-9f78-ec529ca119b2&indexName=findok-bfg&konsehId=c99f32e1-b0c2-4dea-9b7f-d7b49339ebda&recordId=762798dc-53d7-4094-8cbd-072072d4a0e3_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22RV%2F7200020%2F2024%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=56ceacd2-b4b7-4a0d-80e6-619d0b18a2a8&segmentId=9a506cbb-0be0-462a-8710-656f62970232&indexName=findok-bfg&konsehId=519868d7-3296-4b76-b840-26bd3ec2e132&recordId=56ceacd2-b4b7-4a0d-80e6-619d0b18a2a8_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7200056%2F2024%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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in Ansatz gebracht werden. Denn gem. § 5 Abs. 1 TabStG gehören Abgaben, denen die 

Tabakwaren unterliegen, zum Kleinverkaufspreis, der gem. § 4 TabStG als Bemessungs-

grundlage heranzuziehen ist. 

 

Vergütung der Mineralölsteuer für Luftfahrtbetriebsstoffe, die nicht unmittelbar aus einem 

Steuer- oder Zolllager abgegeben wurden; besonders berücksichtigungswürdiger Fall gemäß 

§ 5 Abs. 2 LfbV 

BFG vom 13.08.2025, RV/7200031/2025 (Stattgabe; Revision nicht zugelassen) 

Bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 5 Abs. 2 Luftfahrtbegünstigungsverordnung ist das 

Zollamt bzw. das Verwaltungsgericht ermächtigt, nicht nur von der unmittelbaren Abgabe des 

Luftfahrtbetriebsstoffs in das Luftfahrzeug, sondern auch von der Abgabe aus einem Steuer- 

oder Zolllager abzusehen. 

 

Festsetzung der Zollschuld wegen vorschriftswidrigen Verbringens eines unverzollten PKWs 

BFG vom 07.10.2025, RV/7200050/2025 (Abweisung; Revision nicht zugelassen) 

Rechtssatz 1: Die Einfuhrumsatzsteuer entsteht im Hinblick auf die Bedeutung des für diese 

Abgabe geltenden Grundsatzes der steuerlichen Territorialität in jenem Mitgliedstaat, in dem 

die fraglichen Waren in den Wirtschaftskreislauf der Union eingetreten sind. Steht unstrittig 

fest, dass ein auf einem Anhänger verladener PKW drittländischer Herkunft in Österreich 

weder verwendet noch verbraucht, sondern bloß in der Durchfuhr befördert wurde, liegt 

selbst dann keine Zuständigkeit Österreichs für die Festsetzung der Einfuhrumsatzsteuer vor, 

wenn das Zollamt Österreich die Einfuhrabgaben für dieses Fahrzeug wegen einer fest-

gestellten Zollunredlichkeit vorzuschreiben hat (EuGH 03.03.2021, C-7/20, 18.1.2024, 

C-791/22). 

Rechtssatz 2: Erfolgt die Ermittlung des Zollwertes für einen PKW durch eine Gebrauchtwagen-

bewertung, sind dem Schätzwert die allenfalls enthaltene Einfuhrumsatzsteuer und NoVA 

retrograd herauszurechnen. Denn diese Abgaben bleiben gem. Art. 72 Buchstabe f UZK bei 

der Zollwertermittlung unberücksichtigt. 

 

Repräsentative Probe im Mineralölsteuerrecht 

BFG vom 28.11.2025, RV/6200002/2019 (Aufhebung; Revision nicht zugelassen) 

Ob eine Musterziehung von Mineralöl als ordnungsgemäß oder als falliert zu bewerten ist, hat 

auf Grundlage einer klaren, nachvollziehbaren und einheitlich anzuwendenden Verwaltungs-

anweisung zu erfolgen, die sowohl die technischen Anforderungen der Probenahme als auch 

die rechtlichen Folgen einer fehlerhaften Probeziehung eindeutig festlegt und dies auch 

dokumentiert ist: Die Probenziehung entsprechend den Anforderungen der EN ISO 3170 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=27b6e067-4b25-4c79-9ace-c1cde642a38d&segmentId=b90e9164-be2d-49df-afa7-fa5f574d9727&indexName=findok-bfg&konsehId=7a18c697-0661-4072-8162-11dfc1c453dd&recordId=27b6e067-4b25-4c79-9ace-c1cde642a38d_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7200031%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=24771de1-08dc-4611-9261-b8c594e9a8e9&segmentId=3e86050c-d293-4186-8e29-3d03548b1b6e&indexName=findok-bfg&konsehId=325183ea-6e86-4d2e-9719-d0f35b2b37c6&recordId=24771de1-08dc-4611-9261-b8c594e9a8e9_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7200050%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=826368f1-a33a-46f0-9a22-609eb87eb8a2&segmentId=f7ba2779-e41e-44ae-8178-28a1f259b5ed&indexName=findok-bfg&konsehId=a8a19795-1415-47c5-a2d1-7903ec7746b4&recordId=826368f1-a33a-46f0-9a22-609eb87eb8a2_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F6200002%2F2019%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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vollständig, nachvollziehbar und manipulationssicher zu dokumentieren, um die Repräsen-

tativität und Beweisverwendbarkeit der Probe sicherzustellen. 

 

Beschlagnahme eines PKW nach § 26 ZollR-DG 

BFG vom 11.12.2025, RV/5200011/2025 (Abweisung; Revision nicht zugelassen) 

Rechtssatz 1: Für die abgabenfreie vorübergehende Verwendung eines drittländischen 

Fahrzeugs durch eine im Unionsgebiet wohnhafte Person ist ein schriftlicher Arbeitsvertrag 

erforderlich, der sowohl das Beschäftigungsverhältnis mit einem außerhalb der Union 

ansässigen Unternehmen als auch die ausdrückliche Nutzungsbefugnis dokumentiert; bloße 

Bestätigungen reichen nicht aus. Fehlt ein solcher Nachweis und besteht dadurch der 

Verdacht einer unzulässigen Verwendung bzw. Entziehung aus der zollamtlichen Über-

wachung, dürfen die Zollorgane nach § 26 ZollR-DG zur Sicherung der potenziellen Abgaben-

schuld eine Beschlagnahme vornehmen, wenn Gefahr im Verzug vorliegt und kein milderes 

Mittel zur Verfügung steht. 

Rechtssatz 2: Die Durchführung einer zollbehördlichen (abgabenrechtlichen) Kontrolle sowie 

die Vornahme der damit verbundenen Verfahrenshandlungen haben gemäß Art. 8 Abs. 1 B-VG 

in deutscher Sprache zu erfolgen; ein Anspruch des Betroffenen auf Durchführung einer 

Kontrolle in seiner Muttersprache besteht – ausgenommen Minderheitenrechte – nicht. 

Verständigungsschwierigkeiten berühren die Rechtmäßigkeit der Kontrolle nicht, sofern der 

Zweck der Amtshandlung – insbesondere die Mitteilung des Kontrollgrundes und die 

Sicherung der Beweismittel – gewahrt bleibt und aus dem Verhalten des Betroffenen 

erkennbar ist, dass er den wesentlichen Inhalt der Maßnahme verstanden hat. Ein Anspruch 

auf Kontrolle der Fahrzeugpapiere (Führerschein, Zulassung) durch gleichgeschlechtliche 

Organe besteht nicht; die Befragung durch Personen des anderen Geschlechts begründet 

keine Verletzung verfahrensrechtlicher Standards. 

 

Finanzstrafrecht 

Meldepflichtvergehen nach dem WiEReG, Zeuge widerlegt die "Schutzbehauptungen" des 

Beschuldigten, Voraussetzungen für die strafbefreiende Wirkung einer Selbstanzeige iZm 

Meldepflichtvergehen nach dem WiEReG 

BFG vom 14.01.2025, RV/7300035/2024 (Stattgabe; Revision nicht zugelassen) 

§ 29 Abs. 2 FinStrG behandelt ausschließlich Abgabenverkürzungen oder sonstige Einnahmen-

ausfälle und normiert unter anderem eine Frist zur Entrichtung der von der Selbstanzeige 

umfassten Abgabenbeträge, was bei einer reinen Meldepflichtverletzung nicht gegeben ist, 

daher kann diese Bestimmung (mit der Einräumung einer Zahlungsfrist) auf Meldepflicht-

verletzungen keine Anwendung finden. 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=17a19872-c6e8-41ea-9dce-f55f3a462a6f&segmentId=998ed433-d23b-4cc2-81b0-b0b97c95d45d&indexName=findok-bfg&konsehId=8e0a32a7-2546-4494-b635-36057e218520&recordId=17a19872-c6e8-41ea-9dce-f55f3a462a6f_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F5200011%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=cba428ca-9661-4243-a5e0-5769910d7530&segmentId=0599fde6-aec8-4766-9abb-259843112613&indexName=findok-bfg&konsehId=4914517c-f879-44dd-8a80-67acdda22955&recordId=cba428ca-9661-4243-a5e0-5769910d7530_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7300035%2F2024%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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Hätte der Gesetzgeber auch zusätzlich zu einem Einbekennen einer Verfehlung und einer 

Offenlegung von bereits zu melden gewesenen Daten gemäß WiEReG eine elektronische 

Nachmeldung an die Registerbehörde innerhalb einer bestimmten Frist gewünscht, um damit 

einer Selbstanzeige strafbefreiende Wirkung zukommen zu lassen, wäre dies im WiEReG oder 

in § 29 FinStrG zu normieren gewesen. 

Eine elektronische Nachmeldungsverpflichtung für Selbstanzeigen nach dem WiEReG inner-

halb einer bestimmten Frist ist weder aus § 29 Abs. 1 FinStrG noch aus § 29 Abs. 2 FinStrG 

ableitbar.  

(Schmutzer in BFGjournal 2025, 36; Starl in ZWF 2025, 84; Aron/Zimmel in AVR 2025, 102; 

Sautter in SWK 10/2025, 551) 

 

Mündliche Verhandlung in Abwesenheit, obwohl die Ladung nicht rechtswirksam zugestellt 

wurde 

BFG vom 29.04.2025, RV/5300006/2023 (Aufhebung des Erkenntnisses und Zurück-

verweisung; Revision nicht zugelassen) 

Dem Unterbleiben der Ladung ist gleichzusetzen, wenn der Partei die Ladung nicht rechts-

wirksam zugestellt worden ist (vgl. VwGH 11.6.2018, Ra 2018/11/0074). Es darf daher auch in 

diesem Fall die Verhandlung nicht in dessen Abwesenheit durchgeführt werden. Schon aus 

diesem Grund ist die Aufhebung des angefochtenen Erkenntnisses (Bescheides) unter Zurück-

verweisung der Sache an die Finanzstrafbehörde zweckmäßig, da in einer neuerlichen 

mündlichen Verhandlung vor dem Spruchsenat dem Beschuldigten bzw. dem neben-

beteiligten Verband erstmals Gelegenheit zu geben ist, sich vollumfänglich zur Sache zu 

äußern. Die erstmalige Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor dem Bundesfinanz-

gericht würde faktisch zu einer im Gesetz nicht vorgesehenen Verkürzung des Instanzenzuges 

führen, was schon die Aufhebung des angefochtenen Erkenntnisses (Bescheides) unter 

Zurückverweisung der Sache an die Finanzstrafbehörde rechtfertigt. 

(Starl in ZWF 2025, 197) 

 

Vertrauen auf Handlungen und Auskünfte des Steuerberaters 

BFG vom 02.09.2025, RV/7300061/2024 (Abweisung; Revision nicht zugelassen) 

Man kann von Abgabepflichtigen jedoch nicht verlangen, sich jeweils an ausgewiesene 

Spezialisten für bestimmte (ihre) Berufsgruppen zu wenden, da davon ausgegangen werden 

darf, dass sich Parteienvertreter mit der entsprechenden Materie (hier: die umsatz-

steuerrechtlichen Bestimmungen im Zusammenhang mit Begleitagenturen) umfangreich 

auseinandersetzen und nicht nur ihre Klienten vorerst beruhigen wollen. 

(Hilber in AFS 2025, 210) 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=e7529793-6dff-49b6-88a1-e146ae38b3b3&segmentId=8d9a5db0-f08e-4a0b-b5d4-2af9ebe39358&indexName=findok-bfg&konsehId=aef28108-1044-4bc8-b611-ca63a54edd1f&recordId=e7529793-6dff-49b6-88a1-e146ae38b3b3_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F5300006%2F2023%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=2ab37c8a-2222-4484-8721-31591c43c212&segmentId=87522f21-5a2c-40f8-a0c5-d858c668a02e&indexName=findok-bfg&konsehId=3045ac04-4a19-47e5-b58b-0556bafd5683&recordId=2ab37c8a-2222-4484-8721-31591c43c212_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7300061%2F2024%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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Neubemessung der Strafen aufgrund Wegfalls von Finanzvergehen wegen Eintritt der 

Strafbarkeitsverjährung 

BFG vom 07.10.2025, RV/7300001/2025 (teilweise Stattgabe; Revision nicht zugelassen) 

Bei einer Reduzierung des strafbestimmenden Wertbetrages verlangt der Grundsatz des 

Verböserungsverbotes nach § 161 Abs. 3 FinStrG nicht zwingend, dass die neue Strafe in einem 

genauen proportionalen Verhältnis zu der von der Finanzstrafbehörde festgesetzten Strafe zu 

bemessen ist, sofern andere Strafbemessungsgründe heranzuziehen oder die Straf-

zumessungsgründe anders zu gewichten sind. Gegenständlich sprach das schwere 

Verschulden des Täters sowie spezial- und generalpräventive Gründe gegen eine exakte 

verhältnismäßige Kürzung der Strafen. 

 

Zurückweisung der Beschwerde gegen Nichterkenntnis, wenn das in der mündlichen 

Verhandlung der schriftlichen Ausfertigung vorbehaltene Erkenntnis nicht die Unterschrift 

der Verhandlungsleiterin trägt 

BFG vom 05.12.2025, RV/7300069/2025 (Zurückweisung; Revision nicht zugelassen) 

Ein von einem anderen Organ – als der Verhandlungsleiterin – unterfertigtes Erkenntnis nach 

einer von ihr durchgeführten mündlichen Verhandlung erfüllt nicht die Erfordernisse des 

§ 137 FinStrG, auch wenn das andere Organ grundsätzlich eine Approbationsbefugnis hat. 

 

Grob fahrlässige Meldepflichtverletzung nach § 15 Abs. 1 Z 2 WiEReG, Verbands-

verantwortlichkeit, Eintritt der Strafbarkeit, Vorsatz, grobe Fahrlässigkeit 

BFG vom 11.12.2025, RV/2300013/2025 (Stattgabe der Beschwerde des Amtsbeauftragten; 

Revision nicht zugelassen) 

Die Strafbarkeit einer Meldepflichtverletzung zu einer jährlich vorzunehmenden Meldung tritt 

nicht bereits bei Säumnis ein, sondern erst, wenn die Nachfrist nach der zweiten ordnungs-

gemäß zugestellten Erinnerung, dass einer unverwechselbar bezeichneten Meldepflicht 

nachzukommen war, verstrichen ist. 

Vorsatz liegt daher nicht schon dann vor, wenn eine meldepflichtige Person ihre jährliche 

Meldepflicht kennt und nicht handelt, sondern erst, wenn sie tatbezogen in Kenntnis der 

Erinnerungen und der Nachfrist nach der zweiten Erinnerung nicht vor dem Ablauf dieser Frist 

meldet. 

(Schmutzer BFGjournal 2025, 445) 

 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=11eb72f7-c774-4f86-8152-48da328a1876&segmentId=8a68279e-f56c-4207-b21c-1937f085570a&indexName=findok-bfg&konsehId=1ac1cd1e-2a60-42de-99cc-e82154285a5b&recordId=11eb72f7-c774-4f86-8152-48da328a1876_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7300001%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=631657f6-ad44-4a41-8ad3-b621692d6f32&segmentId=95947998-18e9-4261-8a42-3d65ecd2850c&indexName=findok-bfg&konsehId=7d3e6bad-a813-426f-9e27-2ac6043560de&recordId=631657f6-ad44-4a41-8ad3-b621692d6f32_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7300069%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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Landes- und Gemeindeabgaben 

Kommunalsteuer für den zu 70% am Stammkapital beteiligten Gesellschafter-Geschäfts-

führer einer Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungs GmbH 

BFG vom 15.01.2025, RV/7400106/2020 (Abweisung; Revision nicht zugelassen) 

Rechtssatz 1: 

Die Bestimmung des § 22 Z 2 2. Teilstrich EStG 1988 ordnet Gehälter und sonstige Ver-

gütungen jeder Art, die von einer Kapitalgesellschaft an wesentlich Beteiligte für ihre sonst 

alle Merkmale eines Dienstverhältnisses (§ 47 Abs. 2) aufweisende Beschäftigung gewährt 

werden, den Einkünften aus selbständiger Arbeit zu. 

Zusatztext: 

Liegt bei der Tätigkeit eines Gesellschafters für seine Gesellschaft eine klar erkennbare 

Eingliederung des Gesellschafters in den Organismus des Betriebes der Gesellschaft vor, sind 

alle weiteren Merkmale, die vor dem Hintergrund einer weisungsgebundenen Tätigkeit (im 

Zweifelsfall zusätzlich heranziehbare) Indizien für ein Dienstverhältnis wären, für das Vor-

liegen des Tatbestandes nach § 22 Z 2 Teilstrich 2 EStG 1988 irrelevant. 

Rechtssatz 2: 

In welche zivilrechtliche Form die Leistungsbeziehung zwischen dem wesentlich Beteiligten 

und der Gesellschaft gekleidet ist, ist für die Beurteilung der steuerrechtlichen Qualifikation 

der Einkünfte als solche gemäß § 22 Z 2 2. Teilstrich EStG 1988 ohne Aussagekraft (Hinweis 

auf VwGH 10.11.2004, 2003/13/0018, verstärkter Senat (Pernegger in BFGjournal 2024, 191) 

(BFG-Newsletter 2025/01) 

(Flament in BFGjournal 2025, 109) 

 

Haftungsbescheid betreffend Kommunalsteuer, Dienstgeberabgabe, Säumniszuschläge – 

Gleichbehandlungsberechnung, Darlehen als liquide Mittel 

BFG vom 20.05.2025, RV/7400035/2025 (teilweise Stattgabe; Revision nicht zugelassen) 

Rechtssatz: 

Geht einer Haftungsinanspruchnahme kein Abgabenbescheid voran, ist die Entstehung des 

Abgabenanspruches im Haftungsverfahren zu prüfen. Ein fiktiver Fälligkeitstag eines ver-

wirkten Säumniszuschlages kann mit dem der jeweiligen Fälligkeit der nicht entrichteten 

Abgabe nachfolgenden Fälligkeitstag angenommen werden. (z.B. Kommunalsteuer fällig 15.2., 

SZ fiktive Fälligkeit 15.3.)  

(BFG-Newsletter 2025/02) 

(Schmutzer in BFGjournal 2025, 218) 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=29e87254-a166-40f3-b207-016d30d5af25&segmentId=f4595ebe-2df1-485f-a63a-1af105862337&indexName=findok-bfg&konsehId=b66ef94d-da33-46f7-a186-af2437be996a&recordId=29e87254-a166-40f3-b207-016d30d5af25_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7400106%2F2020%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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Gewährung der Pauschalierung der Parkometerabgabe bei Service im Außendienst 

BFG vom 12.06.2025, RV/7400089/2023 (Stattgabe; Revision zugelassen) 

Rechtssatz: 

Unter einem Service im Außendienst im Sinne § 3 Abs. 6 lit. b Pauschalierungsverordnung-

Parkometerabgabe ist eine Leistung, die ein Unternehmen einem anderen im Außendienst 

erbringt, also eine außerhalb von Geschäfts- bzw. Büroräumlichkeiten erbrachte Dienst-

leistung, zu verstehen.  

(BFG-Newsletter 2025/03) 

 

Verwaltungsstrafverfahren 

Parkometerabgabe: Ladetätigkeit in der Ladezone mit Kombinationskraftwagen 

BFG vom 21.01.2025, RV/7500583/2024 (Stattgabe; Revision nicht zugelassen) 

Rechtssatz: 

Ein Kombinationskraftwagen (KOMBI) ist dann als "Lastfahrzeug" anzusehen, wenn von seiner 

Bestimmung, vorwiegend zur Beförderung von Gütern verwendet zu werden, Gebrauch 

gemacht wird und sie auf die "vorwiegende" Güterbeförderung umgestellt sind. 

Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn hinter der ersten Sitzreihe eine für die Aufnahme 

von Gütern bestimmte feste und unbewegliche Ladefläche hergestellt und die hintere 

Sitzreihe umgelegt worden ist (vgl. Kammerhofer-Benes, Straßenverkehrsordnung, § 52, 

Rz.23).  

(BFG-Newsletter 2025/01) 

 

Verwaltungsstrafe Gebrauchsabgabe: Frage der Nutzung bei Fruchtgenussrecht 

BFG vom 17.06.2025, RV/7500066/2025 (Stattgabe; Revision zugelassen) 

Rechtssatz: 

Der Eigentümer einer Liegenschaft nutzt die inkriminierten Baulichkeiten nach dem 

Gebrauchsabgabegesetz iSd §§ 9 Abs. 1a und 16 Abs. 2 GAG nicht, wenn einer dritten Person 

das Fruchtgenussrecht am betreffenden Geschäftslokal und damit auch die Mieteinnahmen 

zustehen, weshalb er auch keine Verwaltungsübertretung zu verantworten hat.  

(BFG-Newsletter 2025/03) 

 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=e0d923e8-739f-4e41-9939-f1a3e25d1418&segmentId=a3d45dfe-df40-4f38-934b-a459afa14490&indexName=findok-bfg&konsehId=eb9d4454-0850-4d3b-91f1-dd5997f431d3&recordId=e0d923e8-739f-4e41-9939-f1a3e25d1418_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7400089%2F2023%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=411bacc5-7c79-41e1-9e36-3a0ad3ace437&segmentId=fc70fc0d-f70f-40f1-a5ab-17c274132e91&indexName=findok-bfg&konsehId=ac54e4d7-db2e-4a06-ac65-618b39cef2fe&recordId=411bacc5-7c79-41e1-9e36-3a0ad3ace437_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7500583%2F2024%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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Für vier Lampen über mehrere Jahre wurde keine Gebrauchsbewilligung beantragt bzw. 

Gebrauchsabgabe entrichtet. Dass Kordongesimse, Dachvorsprünge usw. hervorragen, 

bedeutet nicht, dass die Grundgrenze erst ab den Gesimsen gegeben ist. 

BFG vom 24.06.2025, RV/7500038/2025 (teilweise Stattgabe; Revision nicht zugelassen) 

Rechtssatz 2:  

Liegt eine Mehrzahl deliktischer Angriffe vor, umschreibt man die einzelne Tat (kleinste tat-

bestandliche Handlungseinheit) als die einzelne Verkürzung der jeweiligen Selbstbemessungs-

abgabe für einen ihr zugewiesenen Berechnungszeitraum.  

Rechtssatz 3: 

Generell sind in Bauverfahren vor Errichtung von Gebäuden Pläne zu erstellen. Daraus sind 

die Grundgrenzen an den Baulinien konkret feststellbar und auf Grundlage der Pläne werden 

Gebäude mit den Fassaden an der Grundgrenze und Baulinie errichtet. Für von der Fassade 

herausragende Teile wie die Verbreiterung von Keller- und Grundmauern sowie für 

Gebäudesockel bzw. Zierverputz und sonstige Zierglieder, Gitter, Hauptgesimse, Dach-

vorsprünge u. dgl. im Luftraum des öffentlichen Grundes ist bei Errichtung des Gebäudes eine 

Gebrauchsabgabe zu entrichten. Dass solche Gesimse usw. hervorragen, bedeutet nicht, dass 

die Grundgrenze erst ab den Gesimsen gegeben ist (vgl. dazu auch VwGH vom 25.11.1994, 

93/17/0050). 

(BFG-Newsletter 2025/03) 

 

Bundesfinanzgericht und Auslandsbezug 

Besteuerung einer Sonderdividende 

BFG vom 07.01.2025, RV/5100407/2024 (Abweisung; Revision nicht zugelassen) 

Das Bundesfinanzgericht hatte zu beurteilen, ob die Sachausschüttung von Gratisaktien einer 

US-Gesellschaft einen steuerpflichtigen Tatbestand bewirkt oder wie ein steuerneutraler 

Aktiensplit zu behandeln ist.  

Das Bundesfinanzgericht ging aufgrund des festgestellten Sachverhaltes von einer Sonder-

dividende in Form von neu ausgegebenen Aktien (Sachdividende) aus, die zu steuerpflichtigen 

Einkünften aus Kapitalvermögen beim in Inland ansässigen Beschwerdeführer geführt hat, die 

der Kapitalertragsteuer iHv 27,5% unterliegen. 

(Edlbacher/Knesl/Knesl in BFGjournal 2025, 66) 

 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=663fd46c-9af4-4f1c-9f41-092e4a74f325&segmentId=30d17877-5412-4268-8298-ce336d4cee65&indexName=findok-bfg&konsehId=723f66dc-d67f-4e71-98c5-46616ef54770&recordId=663fd46c-9af4-4f1c-9f41-092e4a74f325_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7500038%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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Anwendungsbereich des Art 19 DBA FL 

BFG vom 21.01.2025, RV/1100386/2020 (Abweisung; Revision nicht zugelassen) 

Das BFG hatte über die Auslegung der neuen Fassung des Art 19 DBA Liechtenstein und ihr 

Zusammenspiel mit dem 2. Zusatzprotokoll zu entscheiden. Das Verwaltungsgericht verneinte 

die Anwendung des Art 19 und erachtete stattdessen Art 15 DBA Liechtenstein als 

maßgebend, weil keine Ausübung einer öffentlichen Funktion der Beschwerdeführerin für den 

Staat Liechtenstein oder für eine seiner Gebietskörperschaften vorgelegen ist. An dieser 

Beurteilung ändert auch die Tatsache nichts, dass in Art 19 DBA Liechtenstein die Wortfolge 

"in Ausübung öffentlicher Funktionen" gestrichen wurde und die Überschrift zu Art 19 DBA 

Liechtenstein nunmehr "Öffentlicher Dienst" heißt. Überdies wollten die Vertragsparteien für 

die im 2. Zusatzprotokoll genannten Organisationen festhalten, dass [nur] diese in den 

Anwendungsbereich des Art 19 DBA Liechtenstein fallen sollen. 

(Lang in BFGjournal 2025, 51) 

 

Unbeschränkte Steuerpflicht einer zypriotischen Limited Company im Inland bei bloßen 

Wohnräumlichkeiten des Geschäftsführers im Inland  

BFG vom 17.03.2025, RV/7102053/2020 (Abweisung; Revision nicht zugelassen) 

Im vorliegenden Fall ist strittig, ob eine zypriotische Limited Company mit Sitz, Büro- und 

Geschäftsräumlichkeiten in Zypern – ungeachtet inländischer Geschäftsräumlichkeiten – im 

Inland unbeschränkt steuerpflichtig ist, wenn sich deren geschäftliche Oberleitung nicht in 

Zypern, sondern am Wohnsitz des maßgeblichen Geschäftsführers in Österreich befindet.  

Aufgrund des festgestellten Sachverhaltes – der einzelvertretungsberechtigte Geschäftsführer 

hat sich fast ausschließlich in Österreich und sehr selten in Zypern aufgehalten – bejahte das 

Bundesfinanzgericht eine geschäftliche Oberleitung der Beschwerdeführerin in Österreich 

und damit deren unbeschränkte Steuerpflicht in Österreich. 

(Böck in BFGjournal 2025, 404; Bendlinger/Rosenberger in SWK 20-21/2025, 911) 

 

Anwendung der steuerlichen Begünstigung des § 67 Abs. 1 EStG 1988 iZm grenzüber-

schreitend überlassenen Arbeitnehmern trotz monatlich, neben dem laufenden Bezug 

ausbezahlter Sonderzahlungen 

BFG vom 17.03.2025, RV/7103198/2024 (Stattgabe; Revision zugelassen) 

Rechtssatz: 

Die Einschränkung der steuerlichen Begünstigung des § 67 Abs.1 EStG 1988 auf Sonder-

zahlungen, die sich aufgrund der tatsächlichen Auszahlung deutlich von den laufenden 

Bezügen unterscheiden, ist in Kombination mit § 3 Abs. 4 LSD-BG (Lohn- und Sozialdumping-

Bekämpfungsgesetz) dazu geeignet, Arbeitgeber mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat bei 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=1f263d84-c9a9-4485-bd76-7bb75d746bed&segmentId=3ebc16f0-f8df-4413-8c31-63ec1de9e8cd&indexName=findok-bfg&konsehId=c0354280-9a52-418d-96c6-5d443eee5bfd&recordId=1f263d84-c9a9-4485-bd76-7bb75d746bed_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F1100386%2F2020%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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grenzüberschreitender Überlassung ihrer Dienstnehmer nach Österreich in ihrer Nieder-

lassungs- und Dienstleistungsfreiheit zu benachteiligen. 

Werden Sonderzahlungen daher aufgrund der gesetzlich zwingend vorgeschriebenen Norm 

des § 3 Abs. 4 LSD-BG aliquot (in diesem Fall monatlich) neben den laufenden Bezügen aus-

bezahlt, so ist die steuerliche Begünstigung der Sonderzahlungen gemäß § 67 Abs. 1 und 2 

EStG 1988 dennoch zu gewähren.  

(BFG-Newsletter 2025/01) 

(Stradner in BFGjournal 2025, 188; Seebacher in PV-Info 5/2025, 1; Ehgartner/Knechtl in 

SWK 18/2025, 827; Frenkenberger/Ehgartner/Herdin-Winter in AVR 2025, 105) 

 

Ermittlung des Durchschnittssteuersatzes nach innerstaatlichem Recht, wenn Doppel-

besteuerungsabkommen keine Bestimmungen treffen 

BFG vom 23.06.2025, RV/7103962/2024 (Abweisung, Revision zugelassen) 

Rechtssatz: 

Bei einem Antrag gemäß § 1 Abs. 4 EStG 1988 ist gemäß § 1 Abs. 2 Zweiter Satz EStG 1988 das 

nach den Vorschriften des EStG 1988 ermittelte Welteinkommen heranzuziehen. Für die 

Ermittlung des Durchschnittssteuersatzes ist innerstaatliches Recht anzuwenden. Wird in den 

Abkommen zur Vermeidung von Doppelbesteuerung keine Regelung bezüglich der Ermittlung 

des Durchschnittssteuersatzes getroffen, ist die Berechnung des Durchschnittssteuersatzes 

gemäß § 33 Abs.10 EStG 1988 vorzunehmen und nicht gemäß § 33 Abs. 11 EStG 1988.  

(Lang in BFGjournal 2025, 277; Rosenberger/Bendlinger in SWK 31/2025, 1312) 

 

Keine Entlastung gemäß § 48 BAO bei Übertragung von Anteilen an spanischer Immobilien-

gesellschaft an österreichische Privatstiftung im Erbweg 

BFG vom 29.12.2025, RV/7103107/2020 (Abweisung, Revision zugelassen) 

Einer österreichischen Privatstiftung wurden im Erbweg Anteile an zwei spanischen Immo-

biliengesellschaften zugewendet. Auf diesen Vorgang wurde sowohl spanische Körperschaft-

steuer als auch österreichische Stiftungseingangssteuer erhoben. Das Bundesfinanzgericht 

hatte darüber zu entscheiden, ob für die anfallende Doppelbesteuerung eine Entlastung 

gemäß § 48 BAO erfolgen kann.  

Das Bundesfinanzgericht verneinte eine Erforderlichkeit einer Entlastungsmaßnahme zur 

Entsprechung von internationalen Standards. Auch erschien dem Bundesfinanzgericht eine 

Gesamtsteuerbelastung von 21,5% für den Übertragungsvorgang nicht überschießend, um 

das Ermessen im Sinn der Beschwerdeführerin zu üben, zumal die Steuerbelastung im Inland 

mit 2,5% verhältnismäßig gering war. 

(Herdin-Winter in BFGjournal 2026, 32; Schmidjell-Dommes in SWI 2026, 133) 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=7011ca81-bc3e-440b-b6fb-e1914386285e&segmentId=d43adf31-c3fb-49c8-8236-3ee38a09a7ed&indexName=findok-bfg&konsehId=70cab439-5619-41d2-86db-3766e73c8020&recordId=7011ca81-bc3e-440b-b6fb-e1914386285e_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7103962%2F2024%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=78b92ae6-b98c-4f86-b666-16ecc05a7c92&segmentId=2ad4fc71-bf21-4b7f-ac33-09af5530dcd6&indexName=findok-bfg&konsehId=95798846-02e1-459f-a193-2edab60f94ef&recordId=78b92ae6-b98c-4f86-b666-16ecc05a7c92_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7103107%2F2020%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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Bundesfinanzgericht und Höchstgerichte 

Normenprüfungsverfahren 

Normenprüfungsantrag zur Vereinbarkeit der Rechtsgebühr auf Annahmeverträge mit dem 

Sachlichkeitsgebot des Art. 7 B-VG 

BFG vom 16.07.2025, RN/5100001/2025; Beim VfGH protokolliert zur Zl. G 104/2025. Mit 

Erkenntnis G 104/2025 vom 06.03.2026 abgewiesen. 

Rechtssatz: 

Rechtspolitischer Hintergrund für eine Rechtsgeschäftsgebühr auf Annahmeverträge war eine 

Besserstellung in der Erbschaftsbesteuerung. Während nämlich Fremde in der Erbschafts-

steuer in die Steuerklasse V (Steuersatz 14-60 %) fielen, konnte durch eine Adoption die 

weitaus günstigere Steuerklasse I (Steuersatz 2-15 %) erreicht werden. 

Seit 1.8.2008 wird keine Erbschaftssteuer mehr erhoben. Der im Zeitraum bis 1.8.2008 durch 

eine Adoption erzielbare vermögensrechtliche Vorteil hinsichtlich Erbschaftssteuer ist seither 

nicht mehr existent. Daher ist es aus Sicht des BFG fraglich, ob § 33 TP 1 GebG dem allge-

meinen Sachlichkeitsgebot des Art. 7 B-VG entspricht.  

(BFG-Newsletter 2025/03) 

(Streicher in BFGjournal 2025, 316; Riedl/Riegler/Schönleitner in ÖStZ 2025/632; Streicher in 

BFGjournal 2026, 164) 

 

StabAbgG: Antrag gemäß Art 89 Abs. 2 B-VG (Art 140 Abs. 1 Z 1 lit. a B-VG) an den 

Verfassungsgerichtshof 

BFG vom 14.04.2025, RN/3100001/2025; Beim VfGH protokolliert zur Zl. G 64/2025. Mit 

Erkenntnis G 64/2025 vom 05.12.2025 wird der Hauptantrag zurückgewiesen, der erste 

Eventualantrag wird abgewiesen. 

Leitsatz VfGH: 

Kein Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz durch eine Bestimmung des StabilitätsabgabeG 

betreffend die Bemessungsgrundlage der Abgabe für Kreditinstitute; Verminderung der 

Abgabe ausschließlich durch bestimmte Beträge im rechtspolitischen Gestaltungsspielraum 

des Gesetzgebers; System der Einlagensicherung mit jenem des Liquiditätsverbunds wegen 

wesentlicher Unterschiede in der Funktion und Wirkungsweise nicht vergleichbar; keine 

Doppelbesteuerung nicht gedeckter Einlagen und keine Benachteiligung von – nicht einem 

Zentralinstitut angeschlossenen – Aktienbanken; keine unsachliche Benachteiligung des 

zweistufigen Bankensektors gegenüber dem dreistufigen betreffend die Nichtabzugsfähigkeit 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=01568c7a-22bb-4571-b86a-2fce9fd9af26&segmentId=fa2cd10a-109c-4a6e-8054-88f5662459c8&indexName=findok-bfg&konsehId=8e583452-6fc2-4de1-a531-f7c393e33797&recordId=01568c7a-22bb-4571-b86a-2fce9fd9af26_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RN%2F5100001%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=736ff8b4-182e-4a5f-9c60-41f2feba61f9&segmentId=220bce9b-641a-4594-ad97-88785fa05ea3&indexName=findok-bfg&konsehId=de4f4d0e-5d60-4273-8393-854970289c66&recordId=736ff8b4-182e-4a5f-9c60-41f2feba61f9_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RN%2F3100001%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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von Liquiditätsreserven für Primärbanken; keine Unsachlichkeit der Gleichbehandlung von 

Primärbanken unterschiedlicher Sektoren auf Grund der spezifischen Belastungseffekte.  

 

Revisionsverfahren (Verwaltungsgerichtshof) 

Abzugsverbot für Managergehälter lt VwGH für die Forschungsprämie nicht anwendbar 

BFG jeweils vom 20.03.2024, RV/7102953/2022, RV/7101947/2023 (Abweisung; Revision 

zugelassen) 

Revision beim VwGH protokolliert zur Zahl Ro 2024/13/0017. Mit Erkenntnis vom 30.9.2025 

wegen inhaltlicher Rechtswidrigkeit aufgehoben. Fortgesetzte Verfahren mit Erkenntnissen zu 

den Zahlen RV/7103372/2025, RV/7103373/2025 erledigt (Stattgabe; Revision nicht zuge-

lassen). 

Abstract BFGjournal: 

Der VwGH hat in seinem Erkenntnis vom 30.9.2025, Ro 2024/13/0017-6, das Erkenntnis des 

BFG vom 20. 3. 2024, RV/7101947/2023, aufgehoben und sich gegen die Anwendung des 

Abzugsverbotes für Managergehälter bei der Berechnung der Bemessungsgrundlage der 

Forschungsprämie ausgesprochen. Das BFG hatte zunächst entschieden, dass § 20 Abs. 1 Z 7 

EStG iVm § 12 Abs. 1 Z 8 KStG für den Bereich der Forschungsprämie anzuwenden ist, da die 

Regelung auf die „ertragsteuerliche Abzugsfähigkeit“ (Abzugsverbot für Entgelte über 

500.000,00 Euro) abstellte. Dieser Rechtsauslegung ist der VwGH jedoch nicht gefolgt. Der 

Verordnungsgeber hat auf die Rechtsprechung umgehend reagiert und das Abzugsverbot in 

die FPrVO aufgenommen.  

(Deutsch in BFGjournal 2026, 48; Atzmüller in RdW 2025/645; Halwachs/Mavher/Deichsel in 

taxlex 2025/83) 

 

Die Auslegung des DBA Malta durch den VwGH 

BFG vom 24.07.2024, RV/7102502/2024 (Stattgabe; Revision zugelassen) 

Revision (Amtsrevision) beim VwGH protokolliert zur Zahl Ro 2024/13/0025. Mit Erkenntnis 

vom 4.9.2025 als unbegründet abgewiesen. 

Abstract SWK: 

Der VwGH bestätigte, dass Österreich kein Besteuerungsrecht für die Bezüge von im Inland 

ansässigem und im internationalen Verkehr tätigem Flugpersonal, das bei einer Flug-

gesellschaft mit Sitz und Ort der Geschäftsleitung in Malta beschäftigt ist, zukommt. 

(Ehgartner in SWK 30/2025, 1270; Lang in SWI 2025, 603; Schmidjell-Dommes in SWI 2025, 

665) 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=b98b4e7e-5c52-43bc-8425-15d55f55aeea&segmentId=14948a79-252e-43d3-b3cf-700c9e4c6ae8&indexName=findok-bfg&konsehId=0f855090-1005-47c2-b589-6a9a69afd2c6&recordId=b98b4e7e-5c52-43bc-8425-15d55f55aeea_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7102953%2F2022%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=a066e181-02bc-47e9-be4f-b5a3305d90a0&segmentId=a504ec1b-1f54-428c-b30b-24eafcdc1eab&indexName=findok-bfg&konsehId=cb307fb9-405f-4c00-97c8-75c6ef055819&recordId=a066e181-02bc-47e9-be4f-b5a3305d90a0_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7101947%2F2023%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=501c35e7-e1d5-4896-b124-3d7f72d27465&segmentId=1a3b8352-8720-4662-9ea8-1959d4e6fc29&indexName=findok-bfg&konsehId=fda867f7-8599-4142-913e-81967064c9c2&recordId=501c35e7-e1d5-4896-b124-3d7f72d27465_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7103372%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=448a8eee-6add-474a-b4c2-91855f105675&segmentId=bc0ee0b3-b37a-4cfe-88ce-8cb6b13c9a3d&indexName=findok-bfg&konsehId=371c4620-a1ca-4c24-b3de-085714dd2890&recordId=448a8eee-6add-474a-b4c2-91855f105675_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7103373%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=a39115bc-ca0f-4ef5-851f-4a4766a5f34d&segmentId=ce5d94b8-5d48-4b85-b245-4e55a14cea56&indexName=findok-bfg&konsehId=d6593620-520b-4fdd-9eec-22265df9139e&recordId=a39115bc-ca0f-4ef5-851f-4a4766a5f34d_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7102502%2F2024%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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Tierbestattung ist keine Müllbeseitigung 

BFG vom 04.12.2023, RV/3100523/2021 (teilweise Stattgabe, Revision zugelassen) 

Revision beim VwGH protokolliert zur Zahl Ro 2024/15/0006. Mit Erkenntnis vom 24.6.2025 

als unbegründet abgewiesen.  

Abstract BFGjournal: 

Strittig war, ob auf Leistungen eines Tierbestattungsunternehmens der ermäßigte Steuersatz 

von 10 % für Leistungen im Zusammenhang mit der Müllbeseitigung zur Anwendung gelangt 

oder diese als einheitliche Leistungen sui generis dem Normalsteuersatz von 20 % unterliegen. 

Sowohl das BFG als auch der VwGH traten letzterer Ansicht bei.  

(Hell in BFGjournal 2025, 303; Zorn in RdW 2025/545)  

 

Arbeitstraining „on the Job“ kann Berufsausbildung iSd FLAG 1967 sein 

BFG vom 26.07.2023, RV/7100495/2023 (Stattgabe, Revision nicht zugelassen) 

Revision (Amtsrevision) beim VwGH protokolliert zur Zahl Ra 2023/16/0114. Mit Erkenntnis 

vom 20.2.2025 als unbegründet abgewiesen. 

Abstract BFGjournal: 

Das BFG vertrat die Auffassung, dass ein die volle Zeit des (volljährigen) Kindes in Anspruch 

nehmendes Training „on the Job“ für iSd § 3 Chancengleichheitsgesetz Wien behinderte junge 

Menschen bei Wien Work, bei welchem die Teilnehmer auf eine bestimmte folgende Berufs-

ausbildung, insbesondere eine Lehre, vorbereitet werden, auch dann Berufsausbildung iSd § 2 

Abs. 1 lit. b Satz 1 FLAG 1967 sein kann, wenn diese Art der Ausbildung keine Prüfung vorsehe. 

Der VwGH bestätigte nach einer Amtsrevision diese Ansicht.  

(Wanke in BFGjournal 2025, 198; Lachmayer in iFamZ 2025/104) 

 

Beschwerdeverfahren (Verfassungsgerichtshof) 

Keine Berücksichtigung von Aufwendungen für eine – innerstaatlich verbotene – Leih-

mutterschaft als außergewöhnliche Belastungen 

BFG vom 14.11.2023, RV/7100692/2021 (Abweisung; Revision zugelassen) 

VfGH-Beschwerde protokolliert zur Zahl E 12/2024. Behandlung der Beschwerde mit Beschluss 

vom 5.6.2025 abgelehnt. 

Revision beim VwGH protokolliert zur Zahl Ro 2025/13/0034. Mit Erkenntnis vom 29.1.2026 

als unbegründet abgewiesen. 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=d344b66f-2705-4728-874f-dc1a08960ddf&segmentId=642e4b85-6e7d-4a5a-acc1-78ef85cc1abc&indexName=findok-bfg&konsehId=d17cdd73-6f2b-4dfc-b9d8-31e26b21370c&recordId=d344b66f-2705-4728-874f-dc1a08960ddf_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F3100523%2F2021%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=819f7460-f5e7-4870-99bb-3455b35c4ba0&segmentId=7534ef41-a344-43fb-b4a9-cd653b13a4d7&indexName=findok-bfg&konsehId=c133b3c4-6f74-47df-8fa8-ca5b9d179c12&recordId=819f7460-f5e7-4870-99bb-3455b35c4ba0_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7100495%2F2023%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=d823fa11-44b0-4527-bc5f-51b701ecb693&segmentId=607ca1ff-8795-4fc8-9fce-e604c3a6b55c&indexName=findok-bfg&konsehId=b5b66675-7735-43dd-86a9-99b5b9205080&recordId=d823fa11-44b0-4527-bc5f-51b701ecb693_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7100692%2F2021%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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Rechtssatz BFG: 

In Übereinstimmung mit dem zur – sachverhaltskongruenten – Thematik: „Berücksichtigung 

der in Konnex mit einer Leihmutterschaft stehenden Kosten eines männlichen (Ehe)Paares als 

außergewöhnliche Belastungen“ ergangenen Urteil des BFH vom 10.08.2023, VI R 29/31, 

vertritt das BFG die Auffassung, dass derartige Kosten nicht das Tatbestandsmerkmal der 

Zwangsläufigkeit erfüllen, da einerseits der Entschluss der Erfüllung des Kinderwunsches per 

Leihmutterschaft freiwillig erfolgt, andererseits diese „Methode“ der medizinisch unter-

stützten Fortpflanzung gegen die innerstaatliche Rechtsordnung, sprich die §§ 2 und 3 des 

FMedG verstößt.  

(BFG-Newsletter 2023/04) 

(Knechtl in BFGjournal 2025) 

 

Keine Verfassungswidrigkeit der Ausgleichsabgabe nach dem Wiener Baumschutzgesetz, 

LGBl. Nr. 19/2024  

BFG vom 08.05.2025, RV/7400020/2025, vom 23.05.2025, RV/7400113/2024, vom 

15.04.2025, RV/7400009/2025, vom 25.06.2025, RV/7400027/2025 (Abweisung; Revision 

nicht zugelassen) 

VfGH-Beschwerden protokolliert zu den Zahlen E 1802/2025, E 1972/2025, E 1597/2025, 

E 2488/2025. Behandlung der Beschwerden mit Beschlüssen vom 16.12.2025 abgelehnt. 

Rechtssatz BFG: 

Die Erhöhung des Einheitssatzes der Ausgleichsabgabe gemäß § 9 Abs. 3 Wiener Baum-

schutzgesetz durch das Wiener Baumschutzgesetz - Klimaschutznovelle 2024, LGBl. Nr. 

19/2024, auch für bereits bewilligte Bauvorhaben, ist nicht verfassungswidrig. 

(BFG-Newsletter 2025/03) 

(BFGjournal 2025, 203)  

 

Bundesfinanzgericht und Europäischer Gerichtshof 

Vorabentscheidungsersuchen – UID als materiell-rechtliche Voraussetzung der ig Lieferung 

nach Quick Fixes 

BFG vom 18.09.2025, RE/2100001/2025, beim EuGH zur Zahl T-689/25 protokolliert. 

Dem Gerichtshof der Europäischen Union wurden folgende Fragen zur Auslegung der MwSt-

RL zur Vorabentscheidung vorgelegt: (Angabe unter Zitierung der österreichischen Vor-

schriften im UStG 1994): 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=357a86f3-8e07-4464-80fc-c39f62dbf1b6&segmentId=8c2c999e-4c2a-48ab-8ad3-8b7b1c71d149&indexName=findok-bfg&konsehId=88c4596d-3119-43e8-be81-e1ad08f2f124&recordId=357a86f3-8e07-4464-80fc-c39f62dbf1b6_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7400020%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=9a04d3ae-0ce3-489e-bb01-f8ae78df5348&segmentId=781fc573-8bc3-4e3f-a6c4-73aec9fd04cf&indexName=findok-bfg&konsehId=b64ce283-edb1-464f-825d-da026230b233&recordId=9a04d3ae-0ce3-489e-bb01-f8ae78df5348_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7400113%2F2024%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=e9127d52-4f35-4dfe-9fb4-70649d51e977&segmentId=bfd6b5ea-0c5d-45f8-b7c0-6ca90496813a&indexName=findok-bfg&konsehId=2737dba2-5dbb-449b-a788-9fbf74b94dac&recordId=e9127d52-4f35-4dfe-9fb4-70649d51e977_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7400009%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=b89723c7-bc92-4e31-92c5-90188850d771&segmentId=44dbd39e-b858-4857-89d6-bb2bccb4041f&indexName=findok-bfg&konsehId=326392e5-328f-4d7b-9439-490c9f6bfd4b&recordId=b89723c7-bc92-4e31-92c5-90188850d771_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RV%2F7400027%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=a4b03ede-a0f5-4544-bd75-f1d4141e8c61&segmentId=263871fd-6a80-4527-9a97-8d983e54efe9&indexName=findok-bfg&konsehId=1d08bc16-8103-46c2-b6c2-a6d983c1e69f&recordId=a4b03ede-a0f5-4544-bd75-f1d4141e8c61_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RE%2F2100001%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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1. Ist die Bekanntgabe einer ausländischen UID eine materielle Voraussetzung für die 

Steuerbefreiung einer innergemeinschaftlichen Lieferung gem. Art 7 UStG 1994 idF nach 

den Quick Fixes (Steuerreformgesetz 2020, BGBl I 103/2019), sodass die Lieferung bei 

fehlender Bekanntgabe einer solchen UID steuerpflichtig ist? 

2. Wenn eine steuerpflichtige innergemeinschaftliche Lieferung vorliegt: Besteht dafür ein 

Recht auf Vorsteuerabzug (§ 12 UStG 1994)? 

3. und 4. Wenn ein Vorsteuerabzug möglich ist: Kann die Rechnung über die steuer-

pflichtige innergemeinschaftliche Lieferung berichtigt werden, wenn der Empfänger 

nachträglich eine bereits zum Zeitpunkt der Lieferung vergebene und gültige ausländische 

UID bekannt gibt oder steht ein Vorsteuerabzug des Empfängers einer Berichtigung 

entgegen? Wirkt eine solche Berichtigung auf den Zeitpunkt des Umsatzes zurück (ex-tunc 

Berichtigung) oder erst im Zeitpunkt der Berichtigung (ex-nunc Berichtigung)?  

(BFG-Newsletter 2025/04) 

(BFGjournal 2025, 203) 

(Pernegger/Pfeiffer/Wisiak in SWK 29/2025, 1247) 

 

Vorlagefrage zum Beihilfencharakter der Zwischenbankbefreiung gemäß § 6 Abs. 1 Z 28 

letzter Satz UStG 1994 idF vor AbgÄG 2024 

BFG vom 30.05.2025, RE/7100001/2025, beim EuGH zur Zahl C-360/25 protokolliert. 

Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird gemäß Artikel 267 AEUV die Frage zur 

Vorabentscheidung vorgelegt, ob die folgende Umsatzsteuerbefreiung eine staatliche Beihilfe 

gemäß Art. 107 Abs. 1 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union darstellt: 

Steuerfrei sind sonstige Leistungen, die zwischen Unternehmen erbracht werden, die 

überwiegend Bank-, Versicherungs- oder Pensionskassenumsätze ausführen, soweit diese 

Leistungen unmittelbar zur Ausführung der genannten steuerfreien Umsätze verwendet 

werden, und für die Personalgestellung dieser Unternehmer an die im ersten Satz genannten 

Zusammenschlüsse. 

(Rattinger/Tratlehner in SWK 19/2025, 886; Beer/Zaman in AVR 2025, 85; Haunold in SWK 20-

21/2025, 931) 

 

https://findok.bmf.gv.at/findok/volltext(suche:Standardsuche)?dokumentId=3467db9d-465f-476e-b5cf-a9ce44d0ef4b&segmentId=a340aeea-bc94-41a8-8a67-bf2104e67cf3&indexName=findok-bfg&konsehId=8b9cde62-8237-4634-8d92-6ffa0d520723&recordId=3467db9d-465f-476e-b5cf-a9ce44d0ef4b_sergBFGUFSALLE&searchRequest=%7B%22suchbegriff%22:%22ALL%22,%22gz%22:%22RE%2F7100001%2F2025%22,%22inklThesaurus%22:true,%22inklVerweise%22:true%7D
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Rechtssätze von internen Entscheidungen (gemäß § 23 Abs. 3 BFGG) 

Konzerninterner Cash Pool – Verdeckte Einlage und Steuerermäßigung sowie fremdübliche 

Ausgestaltung eines Cash Pools 

BFG vom 16.04.2025, RV/7102836/2022 (teilweise Stattgabe; Revision zugelassen) 

Revision (Amtsrevision) beim VwGH protokolliert zur Zahl Ro 2025/13/0032. 

Gemäß § 23 Abs. 3 BFGG unterbleibt die Veröffentlichung in der Findok im Internet. 

Eine verdeckte Einlage kann grundsätzlich nur dann angenommen werden, wenn derjenige, 

der einer Gesellschaft Mittel zuführt, an dieser Gesellschaft beteiligt ist, da der begrifflich für 

verdecktes Gesellschaftskapital erforderliche Zwang zur Zuführung von Eigenkapital statt 

Darlehen nur einen Gesellschafter treffen kann. Eine Beteiligung von lediglich 0,1 % ist nicht 

hinreichend, um einen derartigen Zwang annehmen zu können.  

Eine Steuerermäßigung i.S.d. § 12 Abs. 1 Z 10 lit. c TS 3 KStG 1988 liegt nicht vor, wenn der 

effektive Steuersatz von 10 % lediglich deshalb unterschritten wird, weil die empfangende 

Körperschaft Verlustvorträge verrechnen kann. In der bis 29.12.2014 anwendbaren Fassung 

dieser Bestimmung greift das Abzugsverbot zudem nur dann, wenn es sich um eine speziell 

für Zinsen oder Lizenzgebühren vorgesehene Steuerermäßigung handelt. 

Ein konzerninternes Cash Pooling System, bei dem die teilnehmenden Konzerngesellschaften 

– ähnlich wie bei einer Bank – überschüssige Finanzmittel beim sog. Cash Pool Leader ein-

zahlen können bzw. sich im Falle eines Finanzbedarfes Geld bei diesem ausleihen können, 

muss – wie alle Geschäftsbeziehungen zwischen konzernverwandten Gesellschaften – einem 

Fremdvergleich standhalten, um steuerlich anerkannt werden zu können. Da Cash Pools für 

gewöhnlich nur konzernintern betrieben werden, kann hierbei nur auf Kreditinstitute zurück-

gegriffen werden, die jedoch im Vergleich zu einem typischen Cash Pool Betreiber i.d.R. über 

eine höhere Bonität verfügen, einen größeren Aufgabenkreis haben und ein höheres Risiko 

tragen. Es sind daher für Zwecke des Fremdvergleiches Anpassungen in Form von Zu- und 

Abschlägen zu den üblichen Bankzinsen vorzunehmen. Hierbei sollen die Pool-internen Soll-

Zinsen, über, aber auch nicht wesentlich unter jenen Zinssätzen liegen, welche die Konzern-

gesellschaften für eine externe Finanzierung zu zahlen hätten. Die Pool-internen Habenzinsen 

sollen über jenen Zinsen liegen, welche die Gesellschaften ohne Pooling gegenüber einer Bank 

erzielt hätten. 

(Stöger-Frank in BFGjournal 2025, 203; Ehgartner/Knechtl in SWK 18/2025, 827) 
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Kein begünstigter Umsatzsteuersatz bei Gesamtevent 

BFG vom 05. 12. 2025, RV/7102260/2022 (Abweisung; Revision nicht zugelassen) 

Revision eingebracht. 

Gemäß § 23 Abs. 3 BFGG unterbleibt die Veröffentlichung in der Findok im Internet. 

Werden im Rahmen eines Festes am Abend kostenpflichtige Veranstaltungen mit Musik 

dargeboten, um die Gäste in Feierlaune zu versetzen und zur Konsumation von angebotenen 

– dem Veranstaltungskonzept des Festes entsprechenden – typischen Speisen und Getränken 

zu animieren, liegt keine dem begünstigten Umsatzsteuersatz unterliegende Musikaufführung 

vor. Aufgrund der getroffenen Sachverhaltsfeststellungen sowie der im Rahmen der Beweis-

würdigung vorgenommenen Annahmen war berechtigterweise davon auszugehen, dass mit 

dem Erwerb der Tickets kein Besuch einer Musikaufführung oder eines Konzerts verbunden 

war, sondern vielmehr eine sonstige Unterhaltungsveranstaltung besucht wurde (vgl VwGH 

19.10.2023, Ra 2020/13/0110; 27.2.2014, 2012/15/0044). Bei einem Umsatz, der ein 

Leistungsbündel darstellt, ist eine Gesamtbetrachtung vorzunehmen, um zu bestimmen, ob 

zwei bzw. mehrere Leistungen vorliegen oder eine einheitliche Leistung (vgl VwGH 

22.11.2017, Ra 2017/13/0059). 

(Stöger-Frank in BFGjournal 2026, 36) 
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3. Tätigkeitsbericht der Pressesprecherin für das 

Jahr 2025 

(gemäß Punkt V. 6. der Medienverfügung) 

Die freie Berichterstattung der Medien hat grundlegende Bedeutung für eine moderne demo-

kratische Gesellschaft. Das Verständnis der Öffentlichkeit für die Rechtspflege und das 

Vertrauen der Bevölkerung in die Einrichtungen der Gerichtsbarkeit und ihre Entscheidungen 

werden durch eine gute Zusammenarbeit mit Presse, Hörfunk, Fernsehen, uÄm gefördert. 

Dementsprechend gehört es auch zu den Aufgaben des Bundesfinanzgerichtes, im Rahmen 

der gesetzlichen Bestimmungen dem Informationsanspruch der Medien und der Bevölkerung 

gerecht zu werden und eine entsprechende Öffentlichkeitsarbeit zu pflegen. 

Die allgemeine Öffentlichkeitsarbeit des Bundesfinanzgerichtes wird vorrangig vom Evidenz-

büro wahrgenommen. Dazu zählen die Herausgabe des BFGjournals, die Evidenzierung und 

Veröffentlichung der Erkenntnisse des Bundesfinanzgerichtes im Internet (Findok), die regel-

mäßige Veröffentlichung elektronischer Zusammenstellungen von im Allgemeininteresse 

liegenden Erkenntnissen des Bundesfinanzgerichtes im Rahmen des Bundesfinanzgericht-

Newsletters, die jährliche Erstellung eines Tätigkeitsberichtes des Bundesfinanzgerichtes 

sowie die laufende Information auf der Website des Gerichts (www.bfg.gv.at).  

In Ergänzung dazu wird der Kontakt mit Medien seitens des Bundesfinanzgerichtes durch 

dessen Pressesprecherin, basierend auf der Verfügung der (damaligen) Präsidentin des 

Bundesfinanzgerichtes über die Zusammenarbeit mit den Medien (Medienverfügung idF BFG-

510000/0002-BFG/2019 vom 16.1.2019), wahrgenommen. Die damit im Präsidium des 

Bundesfinanzgerichtes eingerichtete Stabstelle einer Pressesprecherin/eines Pressesprechers 

wird seit 1. Dezember 2021 von Richterin Mag.a Mirha Karahodžić MA geleitet, deren Stell-

vertreterin die Leiterin der Evidenzstelle und Kommunikation HR Prof.in Dr.in Angela Stöger-

Frank ist. 

Im Berichtsjahr 2025 bezogen sich die meisten Anfragen auf für die Medien interessante 

Einzelfälle, in deren Zusammenhang es zu Erwähnungen des Bundesfinanzgerichtes insbe-

sondere in Tageszeitungen gekommen ist (siehe dazu nachfolgend den Pressespiegel). 

Weitere Anfragen gab es im Berichtsjahr wieder im Hinblick auf Vorabentscheidungsersuchen 

des Bundesfinanzgerichtes an den Europäischen Gerichtshof (BFG 30.5.2025, 

RE/7100001/2025, beim EuGH anhängig unter C-360/25.; BFG 18.9.2025, RE/2100001/2025, 

beim EuG anhängig unter T-689/25.) sowie im Hinblick auf Normenprüfungsanträge des 

Bundesfinanzgerichts an den Verfassungsgerichtshof (betreffend Bestimmungen des 

StabAbgG, BFG 14.4.2025, RN/3100001/2025 (VfGH 5.12.2025, G 64/2025, mit Erkenntnis 
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wird der Hauptantrag zurückgewiesen, der erste Eventualantrag wird abgewiesen) sowie 

betreffend die Vereinbarkeit der Rechtsgebühr auf Annahmeverträge mit dem Sachlich-

keitsgebot des Art. 7 B-VG, BFG 16.7.2025, RN/5100001/2025 (VfGH 6.3.2026, G 104/2025 mit 

Erkenntnis abgewiesen). Auch die beim Bundesfinanzgericht anhängigen Disziplinarverfahren 

betreffend die Richterinnen und Richter des Bundesverwaltungsgerichts des Jahres 2025 

waren gehäuft Gegenstand medialer Anfragen. 

 

Pressespiegel 2025 

Jahresrückblick (APA-Abfrage) 

In APA-Meldungen und in Tageszeitungen wird das Bundesfinanzgericht – meist im 

Zusammenhang mit aktuell ergangenen VwGH-Erkenntnissen – erwähnt. Diesmal war eine 

gehäufte Berichterstattung im Juni zur „steuerfreien Feiertagsarbeit“ (BFG vom 19.12.2024, 

RV/3100544/2017). 

 

 

Auszüge aus den Tageszeitungen/APA-Meldungen 

Die Presse vom 31.1.2025 

(Ressort: ECONOMIST) 

Höchstgericht: Cannabisblüten ab sofort tabaksteuerpflichtig 

Rauchware. Der Verwaltungsgerichtshof hat erstmals bestätigt, dass rauchbare Hanfblüten 

dem Tabaksteuergesetz unterliegen – mit einschneidenden Konsequenzen auch für den 

Vertrieb: Die Ware darf nur noch in Trafiken verkauft werden. 

… Ein Vorarlberger Hanfshop hatte getrocknete Blüten in größeren Mengen aus der 
Schweiz importiert. Das Zollamt Österreich/Zollstelle Feldkirch schrieb ihm dafür knapp 
30.000 Euro an Tabaksteuer vor. Das Unternehmen beschwerte sich dagegen beim 
Bundesfinanzgericht....  
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…Das Bundesfinanzgericht bejahte diese Frage: Es handle sich um Cannabisblüten, die 
zum Rauchen geeignet seien und üblicherweise auch geraucht würden. Dazu seien sie 
wegen ihres „anders zerkleinerten“ Zustands ohne industrielle Fertigung geeignet. Die 
Blüten könnten zwischen den Fingern zerrieben und, mit Tabak vermischt, in „Wuzel-
papier“ in zigarettenähnlicher Form als Joint geraucht werden… 

 

Oberösterreichische Nachrichten vom 15.03.2025  

(Ressort: Politik) 

Rechnungshof lobt das Bundesfinanzgericht 

Wien. Der Rechnungshof ist bekannt für seine Strenge. Nun gibt es Lob für das Bundesfinanz-

gericht. 2021 hatte der Rechnungshof zahlreiche Empfehlungen zur Beseitigung großer Akten-

rückstände bei diesem Finanzgericht veröffentlicht. Ein aktueller Folgebericht bestätigt die 

Trendumkehr: Es wurden fast alle Empfehlungen umgesetzt, die Arbeitsrückstände in Rechts-

sachen verringerten sich 2019 bis 2023 um 28 Prozent. Die Verfahrensdauer soll weiter 

reduziert werden. 

 

Tiroler Tageszeitung vom 21.03.2025  

(Ressort: Wirtschaft) 

Trinkgeld-Wirbel, Gastro unter Druck  

Ein Gerichtsentscheid zu Trinkgeldern alarmiert die Tourismusbranche. Preisdruck und 

sparsamere Gäste bringen die Gastronomie zunehmend unter Druck.  

… In der Debatte um Abgaben auf Trinkgelder sorgt auch eine Entscheidung des Bundes-
finanzgerichts vom Jänner für Verunsicherung in der Gastronomie, schildert der 
Tourismusberater Prodinger. Dem Gericht zufolge seien Trinkgelder über 25 Prozent des 
Bruttolohns nicht mehr „ortsüblich“ und damit steuerfrei, so Prodinger. Das führe zu 
möglichen Nachforderungen von Sozialversicherungsbeiträgen, warnen die Tourismus-
experten. Die Branche fordert schnelle und praktikable Lösungen von der Politik…. 

 

Salzburger Nachrichten vom 21.06.2025 

(Ressort: börse) 

Sonn- und Feiertagsarbeit soll wieder steuerfrei sein  

Wien. Nach Ende der frühsommerlichen Feiertagsserie wünscht sich Wirtschaftsminister 

Wolfgang Hattmannsdorfer (ÖVP) eine steuerliche Rückverbesserung für Menschen, die an 

Feiertagen arbeiten. Das Bundesfinanzgericht hatte im Dezember bei der  

Feiertagsentlohnung den Grundstundenlohn als steuerpflichtig klassifiziert. 
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Kleine Zeitung vom 21.06.2025 

(Ressort: Wirtschaft) 

Debatte um Feiertagsentgelt 

Eine Entscheidung des Bundesfinanzgerichts von Dezember 2024 sorgt für Nachwehen: Der 

für Feiertagsarbeit bezahlte Grundstundenlohn ist kein steuerfreier Feiertagszuschlag mehr, 

sondern ein steuerpflichtiges Arbeitsentgelt. Wirtschaftsminister Wolfgang Hattmannsdorfer 

(ÖVP) will eine Korrektur erreichen. In der Thematik werden Teile des Arbeitsruhegesetzes 

und des Einkommensteuergesetzes schlagend. Das Gesetz sollte so geändert werden, dass 

Löhne und Gehälter für Feiertagsarbeit wieder steuerfrei ausbezahlt werden können, so der 

Minister. 

 

Oberösterreichische Nachrichten vom 29.08.2025 

(Ressort: Oberösterreich) 

Land muss Zuschüsse zur A26 nicht versteuern – 112 Millionen Euro zahlt das Land zum Bau 

der A26 dazu: Umsatzsteuer wird dafür keine fällig 

…Knackpunkt war die Frage, ob die Zuschüsse von Stadt und Land einen Leistungs-
austausch darstellen. In diesem Fall wäre die Umsatzsteuer in Höhe von 20 Prozent fällig 
– der Anteil des Landes wäre auf 135,2 Millionen Euro, jener der Stadt auf 67,6 Millionen 
Euro gestiegen. Land und Stadt vertraten hingegen die Ansicht, dass es sich um eine 
Subvention und um keinen Leistungsaustausch handelt.   
Rechtskräftige Entscheidung: Dieser Einschätzung folgte das Bundesfinanzgericht, die 
Entscheidung vom 25. Juni wurde nach Verstreichen der Frist für eine außerordentliche 
Revision rechtskräftig. Landeshauptmann Thomas Stelzer (VP) begrüßt die Entscheidung: 
"Für uns ist dies eine sehr erfreuliche Nachricht. Durch die nunmehrige Rechtskraft sparen 
wir uns rund 20 Prozent der Kosten, das sind mehr als 20 Millionen Euro."  

 

Kurier vom 10.11.2025 

(Ressort: Wirtschaft) 

Notare fordern Zugriff auf Kontenregister 

Entbürokratisierung. Verlassenschaftsverfahren dauern oft viele Monate, weil Banken nur 

zögerlich Vermögensauskünfte erteilen. Die Notariatskammer will den Weg abkürzen und so 

Zeit, Kosten und Nerven sparen.  
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... Im zentralen Kontenregister sind Giro-, Spar-, Kredit-, und Zahlungskonten, Sparbücher, 
Wertpapier-Depots sowie Schließfächer aller Unternehmen und Privatpersonen bei einem 
in Österreich tätigen Kredit- oder Finanzinstitut aufgelistet. Nicht enthalten sind 
Kontostände und -Bewegungen. Zugreifen können Staatsanwaltschaften, Strafgerichte, 
Finanzstraf- und Abgabenbehörden sowie das Bundesfinanzgericht…. 

 

Die Presse vom 10.11.2025  

(Ressort: Rechtspanorama) 

Geburtsdatum nicht verraten kostet Geld 

Pensionist berief sich auf Datenschutz und fiel deshalb um den Spendenabzug um. 

… Spenden etwa an Schulen, Feuerwehren sowie vom Finanzministerium gelistete be-
günstigte Einrichtungen sind abzugsfähig. Voraussetzung ist, dass der Empfänger Namen 
und Geburtsdatum des Spenders erfährt nur so kann die Spende dem Finanzamt gemeldet 
und automatisch berücksichtigt werden. Das muss der Pensionist hinnehmen: Das 
Bundesfinanzgericht billigte ihm keine Spende außer jener ans Rote Kreuz als Abzugs-
posten zu (RV/7103129/2025). 

 

APA-Meldung vom 16.12.2025 

(Ressort: börse) 

Gesetzliche Regelung zu steuerfreiem Sonn- und Feiertagsentgelt 

… Außerdem will die ÖVP/SPÖ/NEOS-Regierung gesetzlich klarstellen, dass Sonn- und 
Feiertagsentgelt wieder steuerfrei sind. Diese Steuerbefreiung sei aufgrund eines Urteils 
des Bundesfinanzgerichts aufgehoben worden, hieß es in einer gemeinsamen Aussendung 
der drei Sozialsprecher der Regierungsparteien. Die Regelung soll am heutigen Dienstag 
in der Sondersitzung des Nationalrats per Initiativantrag eingebracht werden und dann 
im Jänner rückwirkend mit Jahresbeginn beschlossen werden…. 
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4. Qualitätssicherung 

Fortbildung 

Der umfassenden Weiterbildung der Richterinnen und Richter wird zur Beibehaltung der 

Qualität der Rechtsprechung besondere Bedeutung beigemessen. 

Richterinnen und Richter des Bundesfinanzgerichtes nahmen an folgenden Fortbildungs-

veranstaltungen und Fachtagungen teil (Online und Präsenz): 

• ÖAVG 

o Vorabentscheidungsersuchen an den EuGH 

o Urteilstechnik und Verfahrensrecht BAO für Richter:innen des BFG und LVwG 

o Abgabenrecht im unions- und verfassungsrechtlichen Kontext 

• Einstiegsphase für neu ernannte Richterinnen und Richter 

o Modul 1 „Managen – Verhandeln – Entscheiden“ 

o Modul 2 „Grundrechte und Berufsethik“ 

o Modul 3 „Dienst- und Organisationsrecht“ 

o Modul 4 „Digital Justice“ 

o Modul 5 „Grundrechte und Interaktion“ 

• Kurse an der Verwaltungsakademie des Bundes 

• SWI-Jahrestagung 

• ID-Koordinationstagung 

• WU-Symposion  

• Finanzstrafkammertagung 

• Tagung der GesundheitsmoderatorInnen 

• USt-Update 

• Linde- und Lexis360-Schulung 

• FB-Tagung 

• Finanzrechtstag 2025 

• 22. ÖJT Innsbruck 

• Umgründungsforum 2025 

• BFG-Zolltag 2025 

• Kurse an der Bundesfinanzakademie 

• Study visit at the CJEU 

• OECD/Ukraine-Workshop 

• Besuch VwGH mit FRV 

• Steuerrechtstag 2025 
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Kammern 

Kammer Finanzstrafsachen 

Im Sinne der Bürgernähe sind am Sitz und an allen Außenstellen Finanzstrafsenate als Organe 

des Bundesfinanzgerichtes im verwaltungsgerichtlichen Finanzstrafverfahren eingerichtet. 

Am Sitz und an jeder Außenstelle gibt es zudem zumindest jeweils einen Abgabenfinanz-

strafsenat und einen Zollfinanzstrafsenat, dessen fachkundige Laienrichterinnen und 

Laienrichter von den gesetzlichen Berufsvertretungen selbständiger Berufe, und einen Senat, 

dessen fachkundige Laienrichterinnen und Laienrichter von den gesetzlichen Berufs-

vertretungen unselbständiger Berufe entsendet werden. 

In Finanzstrafsachen entfällt im Vergleich zu Abgabenverfahren ein überproportionaler Anteil 

an Beschwerdeverfahren auf Verfahren mit mündlicher Senatsverhandlung, da das Finanz-

strafgesetz Betragsgrenzen bezüglich einer zwingenden Senatszuständigkeit vorsieht und 

lediglich in wenigen gesetzlich normierten Ausnahmefällen von der Abhaltung einer münd-

lichen Verhandlung abgesehen werden kann. 

Im Jahr 2025 hat sich die Anzahl der Richterinnen und Richter, die neben anderen Tätigkeits-

bereichen auch im Fachgebiet Finanzstrafrecht tätig waren, von 22 auf 27 erhöht (österreich-

weit 9 Richterinnen und 18 Richter).  

Auf Grund der bevorstehenden Ruhestandsversetzung der langjährigen Vorsitzenden der 

Finanzstrafkammer Dr.in Michaela Schmutzer übernahm mit 1.7.2025 Dr. Wolfgang Pagitsch 

den Vorsitz. Als Vertreter fungiert unverändert Mag. Gerhard Groschedl. 

Mitglieder der Finanzstrafkammer haben sich am 22.10.2025 in Wien zu einem Kammer-

treffen zusammengefunden. Der Kammervorsitzende hat dabei über ausgewählte 

Entscheidungen des Bundesfinanzgerichtes, gesetzliche Änderungen und die Judikatur der 

Höchstgerichte berichtet. Zudem wurden mögliche Änderungen in der Geschäftsverteilung 

aufgrund bevorstehender Pensionierungen im Finanzstrafbereich thematisiert.  

Die Erstellung der regelmäßig erscheinenden Newsletter der Finanzstrafkammer obliegt dem 

stellvertretenden Kammervorsitzenden. Zusätzlich erfolgen monatliche Finanzstrafkammer-

infos mit Neuigkeiten aus Gesetzgebung, Judikatur und Literatur durch den Kammer-

vorsitzenden. 

Dr. Wolfgang Pagitsch hat die Finanzstrafkammer beim finanzstrafrechtlichen Symposion des 

Amtes für Betrugsbekämpfung im Herbst 2025 in Wien vertreten und die Judikatur des 

Bundesfinanzgerichtes in Finanzstrafsachen des letzten Jahres präsentiert. Zudem referierte 

Dr.in Michaela Schmutzer zum Thema „§ 33 Abs. 3 lit. a FinStrG – Kenntnis von der Entstehung 

des Abgabenanspruchs im verwaltungsbehördlichen Verfahren“. 
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Kammer Gebühren 

Im Jahr 2025 betrug die durchschnittliche Anzahl der Richterinnen und Richter, die neben 

anderen Tätigkeitsbereichen auch im Fachgebiet Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel 

tätig waren, 31. 

Die Leitung der Gebührenkammer erfolgte unverändert durch Mag.a Ilse Rauhofer. Dr. Bruno 

Hübscher bekleidete bis zu seiner Ruhestandversetzung mit 1. Oktober 2025 die Funktion des 

Stellvertretenden Vorsitzenden. Die Funktion blieb im restlichen Jahr 2025 vakant und wurde 

zu Beginn des Jahres 2026 mit Mag. Christian Themel, LL.M. neu besetzt. 

Auch im Jahr 2025 veranstaltete die Gebührenkammer quartalsweise ein virtuelles 

„Gebührencafé“. Dabei werden insbesondere Informationen über die neueste Recht-

sprechung der Höchstgerichte, gesetzliche Änderungen und aktuelle Entscheidungen des 

Bundesfinanzgerichtes präsentiert. Bei der Auswahl der Judikatur des Bundesfinanzgerichtes 

liegt der Schwerpunkt bei Entscheidungen, zu denen Revisionen eingebracht wurden und die 

in der einschlägigen Literatur besprochen werden. Daneben dient das „Gebührencafé“ vor 

allem dem Gedankenaustausch und der offenen Diskussion zwischen den Mitgliedern der 

Gebührenkammer über aktuelle Fragestellungen rund um das Thema „Gebühren, 

Verkehrsteuern und Glücksspiel“. Nach dem „Gebührencafé“ wird stets eine E-Mail mit einer 

Zusammenfassung der angesprochenen Themen samt Judikatur und Literaturliste an alle 

Mitglieder der Gebührenkammer versandt. 
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Kammer Umsatzsteuer 

Der Umsatzsteuerkammer sind alle Richterinnen und Richter zugeordnet, die in den Bereichen 

Umsatzsteuer, NoVA und Kfz-Steuer tätig sind. Da die Mehrzahl der Richterinnen und Richter 

des Bundesfinanzgerichtes mit diesen Bereichen betraut ist, ist die Umsatzsteuerkammer die 

zahlenmäßig größte Kammer.  

Um trotz der Größe die Vereinheitlichung der Rechtsprechung und Qualitätssicherung im 

Bundesfinanzgericht erreichen zu können, besteht die Hauptaufgabe der Kammer-

vorsitzenden Dr.in Barbara Wisiak sowie der stv. Kammervorsitzenden Mag. Robert Pernegger 

und Dr. Sebastian Pfeiffer, LLM im Sammeln, Aufbereiten und Weitergeben von fachlicher 

Information. Die Kammer steht mit ihren Angeboten allen Betroffenen bzw. Interessierten zur 

Verfügung. 

Im Jahr 2025 wurden quartalsmäßig elektronische Newsletter versendet, in denen über die 

jüngste Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes, des Bundesfinanzhofes, des 

Verwaltungsgerichtshofes und des Bundesfinanzgerichtes informiert wurde. Die zusammen-

gefasste Unterlage dient den Richterinnen und Richtern auch als aktuelle Ergänzung zu den 

gängigen Kommentaren. Zusätzlich erfolgten „Blitzlicht“-Informations-Mails zu den 

wichtigsten aktuellen Entscheidungen der Höchstgerichte. 

Im Interesse eines aktuellen Kenntnisstandes wurden in den Monaten Februar und März an 

allen Standorten ganztägige sogenannten „USt-Updates“ samt Zurverfügungstellung von 

umfangreichem Informationsmaterial abgehalten. Diese Veranstaltungen boten auch 

Gelegenheit zur Diskussion fachlicher, aber auch organisatorischer Fragen.  

Im Jahr 2025 stand der ehemalige Kammervorsitzende Dr. Ansgar Unterberger den Kollegen 

beratend zur Seite und verfasste seine letzten „KFZ-Besteuerungs-Newsletter“. 
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Kammer Zoll und Außenwirtschaftsrecht 

Die Kammer „Zoll- und Außenwirtschaftsrecht“ bestand zum 31.12.2025 aus 10 Mitgliedern. 

Als Fachkammer für die indirekte Besteuerung ist sie für eine Vielzahl von Steuerarten 

zuständig, insbesondere für das Zollrecht, die Einfuhrumsatzsteuer (EUSt), die Bier-, 

Mineralöl-, Schaumwein-, Alkohol- und Tabaksteuer sowie den Altlastenbeitrag.  

Im Berichtsjahr 2025 wurde der Aufgabenbereich der Kammer ausgeweitet. Neu hinzu-

gekommen sind die Zuständigkeiten im Bereich der CO₂-Bepreisung, insbesondere der 

Emissionszertifikatehandel sowie der Carbon Border Adjustment Mechanism (CBAM), sowie 

die – zeitlich befristete – Agrardieselvergütung. Diese Erweiterungen führten zu einer 

inhaltlichen Verdichtung innerhalb der Kammer. 

Aufgrund der überregionalen Organisation der Kammer wurden auch im Kalenderjahr 2025 

durch den Kammervorsitzenden Univ.-Prof. Dr. Walter Summersberger und den Kammer-

vorsitzenden-Stellvertreter Mag. Josef Gutl gezielte Maßnahmen gesetzt, um eine möglichst 

einheitliche Rechtsprechung in den genannten Rechtsmaterien sicherzustellen. 

Ein wesentlicher Schwerpunkt lag auf der laufenden Information der Kammermitglieder. Zur 

Sicherstellung einer möglichst einheitlichen Rechtsanwendung wurden Newsletter an die 

Mitglieder der Kammer übermittelt, in denen die aktuelle Judikatur des EuGH und EuG 

aufgegriffen wurde. 

Darüber hinaus diente der vom 23. bis 25. September 2025 in Salzburg abgehaltene BFG-

Zolltag der weiteren fachlichen Vertiefung (weitere Informationen dazu siehe unter Punkt 5.).  

Ergänzend dazu wurde den Mitgliedern der Kammer die Teilnahme am Zoll- und Außen-

wirtschaftsrechtstag 2025 der JKU ermöglicht. Diese vom Kammervorsitzenden organisierte 

Fachtagung, die im November 2025 an der Johannes Kepler Universität Linz stattfand, stand 

unter dem Generalthema der „Digitalisierung im Zoll- und Außenwirtschaftsrecht“ und bot 

eine vertiefte Auseinandersetzung mit aktuellen Herausforderungen aus Sicht von 

Verwaltung, Rechtsprechung und Praxis. Die Einbindung dieser externen Fachveranstaltung 

wurde als weiterer Baustein zur Stärkung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung am BFG 

gesehen. 

Überdies wurde 2025 auch der internationale Zollrechtstag des Europäischen Forums für 

Außenwirtschaft, Zoll und Verbrauchsteuern in Linz abgehalten. Die Konferenz, an der auch 

Richterinnen und Richter des BFG teilnahmen, stand unter dem Generalthema „Welt-

wirtschaft im Umbruch – Freihandel, Regionalisierung, Deglobalisierung?“  

Inhaltliche Schwerpunkte bildeten die Reform des Unionszollkodex, die Zukunft des Zolls, 

Sanktionen und Exportkontrolle als Instrumente der Handelspolitik sowie die volkswirt-

schaftliche Einordnung von Freihandel und Deglobalisierung.  
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Am zweiten Tag wurden aktuelle Entwicklungen im Zollwertrecht sowie Fragen von Zoll und 

Nachhaltigkeit, insbesondere CBAM, EUDR und Forced-Labour-Regelungen, erörtert. Die 

Tagung bot damit für die Kammermitglieder einen umfassenden Überblick über die 

gegenwärtigen handelspolitischen und zollrechtlichen Herausforderungen. 

 

Vorschau 2026: 

Im ersten Halbjahr wird wieder der BFG-Kammertag in Wien stattfinden. Themen werden sein: 

organisatorische und rechtspolitische Entwicklungen, aktuelle Vollzugsthemen der Zoll-

verwaltung sowie ausgewählte EuGH-Rechtsprechung mit Relevanz für das nationale 

Abgabenrecht; der zweite Tag fokussiert aktuelle Judikatur von VwGH und BFG sowie 

ausgewählte Fragen der Verbrauchsteuern. 

Es wird auch wieder so genannte digitale „Rechtsprechtage“ der Kammer geben; fallweise 

unter Einbindung der Wissenschaft. Im Herbst 2026 werden wieder Richterinnen und Richter 

des BFG und der deutschen Finanzgerichte zusammentreffen, um aktuelle Tendenzen im Zoll- 

und Verbrauchsteuerrecht zu besprechen und deren Folgen für die jeweilige finanz-

gerichtliche Rechtsprechung. 
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COVID-19-Rückerstattungsverfahren  

Die Übertragung von zunächst privatwirtschaftlichen Agenden der COFAG auf die hoheitliche 

Verwaltung und Gerichtsbarkeit erfordert(e) auch im Bundesfinanzgericht eine intensive 

Auseinandersetzung mit dieser neuen Rechtsmaterie. Gleichzeitig mit Inkrafttreten des 

COFAG-NoAG, welches im 3. Abschnitt die für das Bundesfinanzgericht relevante Überprüfung 

von Rückerstattungs- und Zinsenbescheiden regelt, nahm sohin auch Frau Dr.in Stephanie 

Holzmann-Brandstätter, Richterin an der Außenstelle Graz, ihre Tätigkeit als Fach-

koordinatorin auf.  

Das im BFG neu geschaffene Fachgebiet „FV 2a – COVID-19-Rückerstattungsverfahren“ 

vereinte mit Ende des Jahres 2025 26 Kolleginnen und Kollegen, die sich mit verschiedensten 

Themen der Rückerstattung von COVID-Förderungen und der Festsetzung von Zinsen – 

beginnend von unionsrechtlichen Aspekten des Beihilfenrechts über verfassungsrechtliche 

Einwände bis hin zu einzelfallbezogenen Fragestellungen, etwa der Beurteilung eines 

Umsatzausfalles, auseinandersetzten. Die Fachkoordination umfasst dabei neben der 

laufenden Befüllung des Dienststellen-Intranets mit wesentlichen Informationen (etwa zu 

anhängigen bzw. entschiedenen höchstgerichtlichen Verfahren oder neuer einschlägiger 

Fachliteratur) und der Freigabe von Rechtssätzen im Wege der Bereichsredaktion vor allem 

die zeitnahe Information von Richterinnen und Richtern – entweder im Wege von regel-

mäßigen Skype-Meetings oder mittels Update-Mails. Informationsveranstaltungen über 

Skype fanden im Herbst / Winter 2025 insbesondere zu der Thematik der Ergänzungs- und 

Umwidmungsanträge nach den Spätantragsrichtlinien und zu den Schwerpunktthemen der 

Unternehmensverbünde sowie Bestandszinsen als Fixkosten statt. Skype-Meetings werden 

auch weiterhin in einem Turnus von maximal drei Monaten stattfinden.  

Durch eine intensive Beobachtung einlangender Beschwerdefälle war es auch möglich, die 

Zweckmäßigkeit einer bundesweiten Zuteilungsgruppe zu evaluieren. Diese wich mit Anfang 

des Jahres 2026 regionalen Zuteilungsgruppen. Ebenso wurde durch den Geschäfts-

verteilungsausschuss in der Geschäftsverteilung des Jahres 2026 eine besondere 

Verbindungsregel für die Zuteilung eines Beschwerdefalles hinsichtlich der Thematik 

„Unternehmensverbund“ geschaffen.  

Der regelmäßige Austausch mit den zuständigen Abteilungen des Bundesministeriums für 

Finanzen, den entsprechenden Entscheidungsträgern von FAÖ und FAG sowie der speziell zur 

Thematik eingerichteten Arbeitsgruppe der Kammer der Steuerberater:innen und 

Wirtschaftsprüfer:innen sorgte überdies dafür, dass vor allem auf Problemstellungen 

organisatorischer Natur zeitnah reagiert und eine Sensibilisierung sowohl der Kollegenschaft 

innerhalb des Bundesfinanzgerichtes als auch auf Ebene der Verfahrensparteien hergestellt 

werden konnte. 
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5. Kontakte und Tagungen 

BFG trifft BMF und VwGH: Erfahrungsaustausch im Winterpalais und in der 

Böhmischen Hofkanzlei 

Über 60 Richterinnen und Richter aus allen Außenstellen folgten der Einladung der 

Finanzrichtervereinigung (initiiert von Präsidentin Renate Schohaj und dem Vizepräsident 

Gerald Ehgartner), das Bundesministerium für Finanzen und den Verwaltungsgerichtshof zu 

besuchen. 

Nach der Besichtigung der historischen Prunkräume im Winterpalais des Prinz Eugen 

erwartete uns SC Gunter Mayr im Blauen Salon und stellte sein Team vor: die Abteilungs-

leiter:innen Christoph Schlager (Einkommen- und Körperschaftsteuer), Karin Kufner 

(Lohnsteuer), Martin Vock (Abgabenverfahrens- und Exekutionsrecht), Stephanie Zolles 

(Umsatzsteuer), Sabine Schmidjell-Dommes (Internationales Steuerrecht) und Veronika 

Daurer (Stellvertretende Leiterin, OECD). 

Nach Fachvorträgen kam es zum Erfahrungs- und Gedankenaustausch über die Recht-

sprechung und aktuelle Themen betreffend potenzielle Gesetzesvorhaben und organisa-

torische Verbesserungen. 

Vor dem Verwaltungsgerichtshof trafen wir unseren Präsidenten Peter Unger und 

Präsidialvorstand Peter Doblinger und es kam zum Gruppenfoto.  

Irene Förster führte uns über die Putten- und Löwenstiege und erzählte die (facettenreiche) 

Geschichte der ehemaligen Böhmischen Hofkanzlei. Im Gelben Salon empfingen uns die 

Hofräte der Steuersenate Franz Philipp Sutter, Andrei Bodis und Mario Mayr. Im Mittelpunkt 

der Gespräche standen Fragen rund um das Revisionsverfahren, um den Erkenntnisaufbau 

und die elektronische Aktenvorlage, die demnächst von der Testphase in den Echtbetrieb 

übergehen wird. 

Der Tag brachte nicht nur viele geschichtliche Eindrücke und praxisnahe Arbeitsgespräche, 

sondern gab den vielen neuen Richterinnen und Richtern des Bundesfinanzgerichtes die 

Möglichkeit, sich mit den Kolleginnen und Kollegen bundesweit auszutauschen. 
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1. Reihe Mitte (v.l.n.r.): Präsidialvorstand Peter Doblinger, v.l.n.r.: Sektionschef Gunter Mayr, Vizepräsident der FRV  
HR Franz Philipp Sutter, Präsident Peter Unger Gerald Ehgartner, Stephanie Zolles, Martin Vock, Sabine  
  Schmidjell-Dommes, Präsidentin der FRV Renate Schohaj 

 

  
 v.l.n.r.: Christoph Schlager, Karin Kufner, Martin Vock,  
 Stephanie Zolles, Sabine Schmidjell-Dommes und  
 Veronika Daurer 

 

  
 Vortragender SC Gunter Mayr  
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 1. Reihe Mitte: Hofrat Franz Philipp Sutter und  
 Präsident Peter Unger 

 

  
v.l.n.r.: HR Andrei Bodis, HR Mario Mayr und  
HR Franz Philipp Sutter 

 

Young&Financed zu Gast am BFG 

Am 6.5.2025 kam dem BFG wieder die Freude zuteil, eine motivierte Gruppe von 

Young&Financed – nach eigener Definition: „eine Gruppe junger und junggebliebener 

Kolleginnen und Kollegen aus der Finanzverwaltung“ – zu einem Kamingespräch zu 

empfangen. Die 30-köpfige Gruppe wurde von Isabel Tischberger (BMF) und Lukas Aigner 

(FAÖ) angeführt. 

In einem Eingangsstatement informierte Präsident Peter Unger die Besucherinnen und 

Besucher über die aktuellen Themen des BFG, über die positiven, aber auch herausfordernden 

Seiten des Richter-Alltags sowie unter anderem auch über geplante Neuaufnahmen von 

Richterinnen und Richtern. Im Anschluss daran standen Präsident Unger und Richter Gerald 
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Ehgartner der wissbegierigen Gruppe für Fragen zur Verfügung. Dank zahlreicher Wort-

meldungen und begeisterter Diskussionen kann die Veranstaltung als überaus gelungen 

betrachtet werden. 

 
v.l.n.r.: Lukas Aigner, Isabel Tischberger, Präsident Peter Unger  
und Gerald Ehgartner 

 

Studierende besuchen mündliche Verhandlungen beim Bundesfinanzgericht 

Es ist zwar bereits Tradition, dass Studierende an einer mündlichen Verhandlung beim 

Bundesfinanzgericht teilnehmen, aber diesmal herrschte besonders großer Andrang. Denn 

neben der WU Wien, der Universität Wien, dem FH Campus Wien und einer Gruppe von 

Steuerberaterberufsanwärterinnen und -anwärtern, waren erstmals auch Studierende der 

SFU (Sigmund Freud Privatuniversität) vertreten. 

Wie gewohnt begrüßte Präsident Dr. Peter Unger die Gruppe und ermunterte gleich die 

Teilnehmenden schon für später, sich am BFG zu bewerben. Aufgrund von Pensionierungen 

finden derzeit jährlich Aufnahmeverfahren statt. Zur bevorstehenden Verhandlung verriet 

Präsident Unger bereits den Verfahrensgegenstand: die ertragsteuerlich strittige Frage war, 

ob Kosten einer doppelten Haushaltsführung steuerlich abgesetzt werden können. Daneben 

stellte sich noch eine spannende verfahrensrechtliche Frage betreffend die Bindungswirkung 

eines Erkenntnisses des Bundesfinanzgerichts (RV/7103847/2020, RV/7104189/2020 vom 

15.06.2021). Somit war der Fall nicht nur im Hinblick auf Sachverhaltsfeststellungen und 

rechtlicher Beurteilung interessant, sondern auch verfahrensrechtlich von Bedeutung (§ 282 

iVm § 299 BAO). 

Der Senatsversitzende, Dr. Hans Blasina, führte durch die Verhandlung. Gleich zu Beginn ergab 

sich die Besonderheit, dass für den Beschwerdeführer eine Dolmetscherin (für ungarisch) 

geladen war. Nach der etwa einstündigen Verhandlung zog sich der Senat (zwei Berufsrichter 

und zwei Laienrichter) zur Beratung zurück. Nach dem Wiedererscheinen verkündete der 

Vorsitzende die Entscheidung: Der Beschwerde wurde stattgegeben. Die schriftliche Aus-

fertigung folgt. Die anonymisierte Entscheidung zur Zahl RV/7104130/2024 wird nach der 

Zustellung an die Parteien in der Findok (Finanzdokumentation) veröffentlicht.  
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Nach der Verhandlung erfolgte eine ausführliche Nachbesprechung. Univ.-Lektor 

Mag. Dr. Franz Philipp Sutter, Lehrveranstaltungsleiter der WU und Hofrat des VwGH, 

Dr. Hans Blasina, der Senatsversitzende, MMag. Gerald Ehgartner, der Organisator dieser 

Veranstaltung und Richter sowie Mag.a Mirha Karahodžić, MA, die Pressesprecherin und 

Richterin, gaben nicht nur Auskunft zum Verfahren, sondern auch einen umfassenden Einblick 

in den richterlichen Alltag. 

  
Präsident Dr. Peter Unger erklärt den Verfahrensgegenstand Präsident Dr. Peter Unger,  
 Univ.-Lektor Mag. Dr. iur. Franz Philipp Sutter 

 

 
Senatsvorsitzender Dr. Hans Blasina führte durch die Verhandlung 

 

Am 24. November herrschte wieder großer Andrang im Quantschnigg-Saal am Sitz des BFG. 

Studierende der WU Wien, der Universität Wien und der Hochschule Campus Wien nahmen 

an einer mündlichen Verhandlung teil. Auch eine Gruppe von Steuerberaterberufs-

anwärterinnen und -anwärtern sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Finanz-

verwaltung verfolgten im Rahmen ihrer Ausbildung das Senatsverfahren. 

BFG-Vizepräsidentin Mag.a Andrea Müller-Dobler, MBA MSc übernahm die Begrüßung und 

skizzierte kurz den Ablauf der bevorstehenden Senatsverhandlung. Der Senatsvorsitzende 

MMag. Gerald Ehgartner informierte zum Verfahren und erklärte das Rechtsproblem. 

Betroffen waren Beschwerden einer Rechtsanwälte GbR gegen die Bescheide betreffend 
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Einkünftefeststellung nach § 188 BAO, Umsatzsteuer und Festsetzung von Umsatzsteuer-

zinsen. Anschließend eröffnete er als Vorsitzender und Berichterstatter die Verhandlung und 

die besitzende Richterin Mag.a Judith Herdin-Winter sowie die beiden Laienrichter nahmen 

Platz. 

Nach der Verhandlung erfolgte eine ausführliche Nachbesprechung mit Univ.-Lektor 

Mag. Dr. Franz Philipp Sutter, Lehrveranstaltungsleiter der WU und Hofrat des Verwaltungs-

gerichtshofs und dem Vorsitzenden MMag. Gerald Ehgartner. Die Studierenden hatten nicht 

nur Fragen zum verhandelten Fall, sondern auch großes Interesse an den Aufgaben des BFG 

und an den Arbeiten der Richter und Richterinnen. 

  
  Vizepräsidentin Mag.a Andrea Müller-Dobler, MBA MSc 

 

Am 9. Dezember konnten interessierte Studierende im Rahmen der Lehrveranstaltung 

„Praxis des Steuerrechts“ an der Außenstelle Graz gemeinsam mit den Lehrgangsleitern 

Univ.-Profin. Drin. Barbara Gunacker-Slawitsch und Dr. Florian Raab mündliche 

Senatsverhandlungen besuchen.  

Inhaltlich betroffen war das eher exotische, aber umso interessantere Thema der COFAG-

Rückerstattungsbescheide und in den konkreten Fällen sogar mit der Besonderheit einer 

europarechtlichen Komponente des Beihilfenrechts. Die stellvertretende Außenstellenleiterin 

Drin. Barbara Wisiak begrüßte gemeinsam mit Koordinatorin des Fachgebietes im BFG, 

Drin. Stephanie Holzmann-Brandstätter und dem Senatsvorsitzenden Dr. Alexander Maicovski 

die Studenten. Nach einer Präsentation über den Aufbau des BFG und den Ablauf einer 

mündlichen Verhandlung ging es gleich in medias res und die Studenten konnten den 

Ausführungen der Parteien in den Verhandlungen folgen. Da die Entscheidungen der 

schriftlichen Ausfertigung vorbehalten blieben, erfolgte eine kurze Nachbesprechung der 

Verhandlung im BFG. Die inhaltliche Erörterung erfolgte im Rahmen der Lehrveranstaltung 

(nach Veröffentlichung der Erkenntnisse). 
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Studierende und Richter im Verhandlungssaal der Außenstelle Graz 

 

Besuch ukrainischer Richterinnen und Richter am BFG 

Am 16. Juni 2025 freute sich das BFG, fünf Richter aus der Ukraine zu begrüßen. Die 

Delegation setzte sich aus drei Höchstrichtern, einem Richter eines Kassationsgerichts sowie 

einem Präsidenten eines erstinstanzlichen Gerichts zusammen. 

Die Gruppe wurde von Präsident Peter Unger herzlich am Bundesfinanzgericht begrüßt. Die 

BFG-Richter:innen Katharina Deutsch, Mirha Karahodžić, Barbara Wisiak, Maria Daniel und 

Gerald Ehgartner hielten Präsentationen über das Bundesfinanzgericht und das Abgaben-

verfahren, das Zollverfahren, über umsatzsteuerliche Herausforderungen sowie über das 

elektronische Aktenmanagement. Die Gäste aus der Ukraine zeigten sich äußerst interessiert. 

In einer lebhaften Diskussion wurden die Fragen der wissbegierigen Delegation umfassend 

und zufriedenstellend beantwortet. 

Bedrückend waren die Schilderungen der ukrainischen Richterkollegen, die von den widrigen 

Umständen berichteten, denen sie aktuell ausgesetzt sind. Etwa komme es vor, dass münd-

liche Verhandlungen aufgrund eines Luftalarms abrupt unterbrochen werden müssen. 
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Am 25. September 2025 besuchte eine Delegation von 22 Richterinnen und Richtern aus der 

Ukraine, darunter viele von Höchstgerichten, das Bundesfinanzgericht in Wien. 

Nach der Begrüßung durch den Präsidenten Peter Unger und einer kurzen Vorstellungsrunde 

folgte ein kompaktes Fachprogramm. Die Delegation erhielt Einblicke in die Arbeit des BFG 

und das österreichische Abgabenverfahren (Gerald Ehgartner und Markus Knechtl), das EU-

Vorabentscheidungsverfahren (Sebastian Pfeiffer), das Finanzstrafrecht (Michaela Schmutzer 

und Barbara Gangl) sowie das elektronische Aktensystem (Mirha Karahodžić). 

Nach dem offiziellen Ende des Programms fand ein gemeinsames Mittagessen im Justizcafé 

im Justizpalast statt, das Gelegenheit zu weiterem Austausch bot. Die ukrainischen Richter 

und Richterinnen waren äußerst interessiert und freuten sich über die fachliche Auseinander-

setzung und Diskussion. 

 

 

BFG-Zolltag 2025 – aktuelle Rechtsfragen und internationale Entwicklungen 

Der BFG-Zolltag 2025 setzte in Salzburg seine lange Tradition als zentrales Forum des 

richterlichen Meinungsaustauschs im Zoll- und Außenwirtschaftsrecht fort. Gemeinsam mit 

der JKU Linz diskutierten österreichische und deutsche Richterinnen und Richter aktuelle 

Rechtsfragen und internationale Entwicklungen. 

Am 24. September 2025 fand in Salzburg die traditionsreiche Tagung des Bundes-

finanzgerichts zum Zoll- und Außenwirtschaftsrecht statt. Diese Veranstaltung wird seit vielen 

Jahren in Kooperation mit der Johannes Kepler Universität Linz organisiert und dient dem 

richterlichen Meinungsaustausch zwischen dem Bundesfinanzgericht und den Finanz-

gerichten in Deutschland. 
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Teilnehmerinnen und Teilnehmer des BFG-Zolltags 2025 

Nach der Eröffnung durch Präsident Dr. Peter Unger und Kammervorsitzenden Univ.-Prof. 

Dr. Walter Summersberger widmete sich die Tagung aktuellen Fragen des internationalen und 

europäischen Steuer- und Zollrechts. Themen wie das Bestimmungslandprinzip im Verbrauch-

steuerrecht, digitale Verhandlungen im finanzgerichtlichen Verfahren sowie die Aus-

wirkungen von Sanktionen auf internationale Konflikte standen im Fokus. In mehreren 

Vorträgen wurden zudem ausgewählte Entscheidungen des BFG und der deutschen Finanz-

gerichte vorgestellt – von Ursprungsregeln und Anti-Dumpingrecht über Zollschuldfragen bis 

hin zu den steuerlichen Aspekten von Cannabis. 

Mit der regen Teilnahme deutscher Richterinnen und Richter aus mehreren Bundesländern 

sowie auch des BFH bestätigte sich einmal mehr die Bedeutung des BFG-Zolltags als Plattform 

für fachliche Diskussion und kollegiale Vernetzung. 
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6. Personelles 

Personalstand Richterinnen und Richter 

Am 31.12.2025 waren neben dem Präsidenten und der Vizepräsidentin 196 Planstellen von 

Richterinnen und Richtern besetzt. 

Die Besetzung von den im Jahr 2024 ausgeschriebenen 13 Planstellen für Richterinnen und 

Richter konnte im Februar 2025 abgeschlossen werden. 

Im Berichtsjahr wurden aufgrund von 15 Ruhestandsversetzungen weitere Planstellen für 

Richterinnen und Richter frei, wobei im Jahr 2025 18 Planstellen ausgeschrieben und mit 

Dezember 2025 16 Planstellen besetzt wurden. 

Personalstand Verwaltungspersonal 

Mit Note des BMKÖS vom 01.10.2024, GZ 2024-0.282.734 waren für die Ausstattung mit 

Verwaltungspersonal 76 Planstellen vorgesehen. Von diesen 76 Planstellen sind 20 organisa-

torisch dem Präsidium (einschließlich Präsidialbüro und Evidenzstelle), 46 den Geschäfts-

stellen, 3 der Assistenz-Rechtmittelverfahren und 7 der juristischen Mitarbeit zuzuordnen. 

Mit 31.12.2025 waren im Präsidium 19 (18,3 VBÄ) und in den Geschäftsstellen 45 (42,8 VBÄ) 

Bedienstete, am Sitz 3 (3 VBÄ) Bedienstete als Assistenz-Rechtsmittelverfahren sowie 

6 (6 VBÄ) Bedienstete als juristische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter tätig.  

Im Hinblick darauf, dass im Bundesfinanzgericht im Gegensatz zu den anderen Verwaltungs-

gerichten das Verwaltungspersonal zahlenmäßig weiterhin unterrepräsentiert ist, mussten 

trotz der Aufstockung von Verwaltungspersonal im Berichtsjahr 2025 nichtrichterliche 

Tätigkeiten von den Richterinnen und Richtern selbst vorgenommen werden. Die Richterinnen 

und Richter können bei den richterlichen Tätigkeiten im zur Verfügung stehenden Umfang von 

Verwaltungspersonal unterstützt werden. 

Rechts- und Verwaltungspraktika 

Im Jahr 2025 konnten zwei Verwaltungspraktikantinnen und Verwaltungspraktikanten im 

Rahmen einer Kooperation mit Universitäten für die Dauer eines Monats den Gerichtsbetrieb 

kennenlernen. 

Frauenförderung 

Der Anteil von Frauen an der Gesamtzahl aller Richterinnen und Richter betrug zum 

Stichtag 31.12.2025 49,49%, bezogen auf die Gesamtzahl der Bediensteten war der 

Frauenanteil 60,56%.  
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7. Selbstverwaltung 

Im Berichtsjahr fanden acht Sitzungen (sowie drei Umlaufbeschlüsse) des 

Geschäftsverteilungsausschusses statt. Unter Beachtung des in § 13 Abs. 5 BFGG 

vorgesehenen Auftrags, wonach die Verteilung der Geschäfte so zu erfolgen hat, dass 

insgesamt eine möglichst gleichmäßige Auslastung aller Einzelrichterinnen und Einzelrichter 

und Senate des Bundesfinanzgerichts erreicht wird, hat der Geschäftsverteilungsausschuss in 

seinen Sitzungen jeweils erforderliche Adaptierungen der Geschäftsverteilung beschlossen. 

Weiters fanden mehrere Sitzungen des Personalsenates statt, zur Vorbereitung der für das 

Berichtsjahr vorzunehmenden Dienstbeschreibungen der Richterinnen und Richter (§ 209 Z 3 

RStDG) sowie zur Erstellung der Besetzungsvorschläge hinsichtlich der ausgeschriebenen 

Planstellen von Richterinnen und Richtern. 

 

8. Dienstgericht 

Beim Dienstgericht waren im Berichtszeitraum keine Verfahren anhängig.  

 

9. Disziplinargericht 

Im Jahr 2025 wurden beim Bundesfinanzgericht als Disziplinargericht für die Richterinnen und 

Richter des Bundesverwaltungsgerichtes folgende Disziplinarverfahren geführt: 

1. In dem mit Disziplinaranzeige des Präsidenten des Bundesverwaltungsgerichtes vom 

17.09.2020 anhängig gemachten Verfahren DS/001/2020, (siehe die Tätigkeitsberichte 2021, 

2022, 2023 und 2024) hatte der Disziplinarbeschuldigte im Jahr 2024 Beschwerden an den 

Verfassungsgerichtshof wegen Anwendung eines verfassungswidrigen Gesetzes eingebracht, 

die sich gegen das Erkenntnis vom 16.10.2024 und die Zurückweisung des Antrages auf 

Ausfertigung des ihm bereits zuvor zugestellten Erkenntnisses vom 21.11.2024 richteten. Die 

Behandlung dieser Beschwerden lehnte der Verfassungsgerichtshof mit Beschlüssen vom 

24.02.2025 ab (E4712/2024 bzw. E23/2025), worauf der Verfassungsgerichtshof auf 

nachträglichen Antrag des Disziplinarbeschuldigten mit 02.04.2025 die Abtretung der 

Beschwerden an den Verwaltungsgerichtshof beschloss. 

Mit 31.03.2025 brachte der Disziplinarbeschuldigte einen Antrag auf Wiederaufnahme des 

Disziplinarverfahrens ein, der nach § 115 Abs. 2 RStDG iVm § 43 Abs. 4 StPO an den dafür 

zuständigen Disziplinarsenat des Bundesfinanzgerichtes weitergeleitet wurde. 
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Mit 14.05.2025 brachte der Disziplinarbeschuldigte die außerordentliche Revision gegen das 

Erkenntnis vom 16.10.2024 und die Zurückweisung des Antrages auf Ausfertigung des ihm 

bereits zuvor zugestellten Erkenntnisses vom 21.11.2024 ein. Beide Revisionen wurden dem 

Verwaltungsgerichtshof mit 06.06.2025 vorgelegt. 

Mit 11.12.2025 wies der zuständige Disziplinarsenat des Bundesfinanzgerichtes den Antrag 

des Disziplinarbeschuldigten auf Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens DS/001/2020 ab 

und ließ die Revision mangels Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu § 151 RStDG 

zu. 

2. Das mit Disziplinaranzeige des amtsführenden Präsidenten des Bundesverwaltungs-

gerichtes vom 30.01.2024 anhängig gemachte Verfahren DS/001/2024, das aufgrund der 

Einleitung eines Strafverfahrens mit Beschluss vom 04.07.2024 gemäß § 144 Abs. 1 RStDG 

unterbrochen worden war (siehe Tätigkeitsbericht 2024), wurde nach Bekanntgabe einer 

diversioneller Beendigung des Verfahrens durch das zuständige Bezirksgericht fortgesetzt und 

nach Durchführung der mündlichen Verhandlung am 18.11.2025 das Erkenntnis verkündet. 

3. In dem mit Disziplinaranzeige der obersten Dienstbehörde vom 11.05.2024 anhängig 

gemachten Verfahren DS/002/2024 wurde nach Beendigung der Disziplinaruntersuchung und 

Weiterleitung der Akten des Untersuchungsverfahrens an den Disziplinaranwalt am 

13.08.2025 von diesem am 04.11.2025 die Fortführung des Disziplinarverfahrens angeregt. 

Mit Verweisungsbeschluss vom 01.12.2025 wurde die Disziplinarsache zur mündlichen 

Verhandlung verwiesen und die Verfahrensakten, die der Disziplinaranzeige zugrunde liegen, 

angefordert. 

Die verfahrensbeendenden Sachentscheidungen des Bundesfinanzgerichts als Disziplinar-

gericht oder als Dienstgericht werden nicht in der FINDOK, sondern gemäß § 133a RStDG im 

Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) veröffentlicht. 
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10. Informationstechnologie im Bundesfinanzgericht 

Das Rechtsmittelinformationssystem und das Rechtsmittelaktenprogramm bedürfen 

aufgrund der jeweiligen Programmlaufzeiten weiterhin einer grundlegenden Neuausrichtung, 

um den Anforderungen des Bundesfinanzgerichts (BFG) gerecht zu werden. Auch im 

Berichtsjahr zeigte sich, dass in beiden Systemen nach wie vor Bearbeitungs- und Weiter-

entwicklungsbedarf besteht. Es gibt teilweise Schwierigkeiten bei der Übermittlung von 

Informationen an und von Behörden, was zu Verzögerungen führt. 

Beginnend mit dem Jahr 2024 wurden im Rahmen diesbezüglicher Statusmeetings, bei denen 

die festgestellten Mängel im Echtbetrieb aufgezeigt wurden, weitere Fehler behoben und 

Anforderungen umgesetzt. Die Performance der Anwendung wurde im Vergleich zu den 

Vorjahren dadurch zwar verbessert, kann aber angesichts des technischen Alters keine 

endgültige Lösung darstellen. Ungeachtet dessen konnten folgende wesentliche Fortschritte 

erzielt werden: 

• Die elektronische Aktenvorlage an den Verwaltungsgerichtshof wurde erfolgreich im 

Sommer 2025 umgesetzt und befindet sich seitdem im produktiven Einsatz.  

Für das Jahr 2026 ist unabhängig von zukünftigen Schnittstellenentwicklungen eine 

Evaluierung vorgesehen, um bestimmte Optimierungen im Detail vornehmen zu 

können. 

• Die duale Zustellung befindet sich nach einer intensiven Testphase und mehreren 

Produktrollouts im Berichtsjahr nun seit Februar 2026 bundesweit im Echtbetrieb.  

• Das Projekt digitale Endverfügung wurde aufgrund der obigen Entwicklungen nicht 

weiterverfolgt. Die notwendigen Informationen werden vorläufig durch eine Aktuali-

sierung der RemA-Vorlage den Geschäftsstellen zur Verfügung gestellt, um den 

gewünschten Auswertungsumfang zu ermöglichen. 

Das im Jahr 2024 begonnene Verwaltungsübereinkommen zwischen Bundesministerium für 

Finanzen und Bundesministerium für Justiz wurde im Berichtsjahr intensiviert und das Projekt 

in die Proof-of-Concept-Phase (POC) übergeführt. Noch im Jahr 2026 soll eine Testumgebung 

zur Verfügung stehen, in der die definierten Anforderungen praktisch erprobt und weiter 

konkretisiert werden können. 

Die gemeinsame Weiterentwicklung der im BFG verwendeten IT-Anwendungen und Infra-

struktur mit dem Bundesministerium für Finanzen wird – wie bereits in der Vergangenheit – 

weiterhin einen wichtigen und notwendigen Bestandteil darstellen, um den Anforderungen 

des Bundesfinanzgerichts gerecht zu werden und einen reibungslosen Betrieb der Justiz-

verwaltung und Rechtsprechung nachhaltig sicherstellen zu können.  
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11. Maßnahmen zur Verfahrensbeschleunigung 

Das Bundesfinanzgericht war und ist bestrebt, vor dem Hintergrund aufgezeigter verfahrens-

rechtlicher Unzulänglichkeiten (vgl. zB Bericht des Rechnungshofes Bund 2021/1 sowie den 

TB 2020 des Bundesfinanzgerichtes) konkrete Vorschläge zur Verfahrensbeschleunigung zu 

leisten (vgl. hierzu die diesbezüglichen Ausführungen im TB 2020 des Bundesfinanzgerichtes 

sowie zB Lenneis/Unger, Mögliche legistische Änderungen der BAO, AVR 2021, 114). 

Mit dem AbgÄG 2022 (BGBl I 2022/108) wurde durch die Überführung von COVID-19-Spezial-

bestimmungen in das Dauerrecht der Bundesabgabenordnung und des FinStrG einerseits 

sowie mit der Einführung einer Verfahrensförderungspflicht samt erweiterten Beweis-

ablehnungsrechten (§§ 270 Abs. 2 und 183 Abs. 3 BAO) und der Übertragungsmöglichkeit der 

Abgabenberechnung an die Abgabenbehörden (§ 269 Abs. 2a BAO) andererseits, Maßnahmen 

getroffen, die jedenfalls geeignet sind, zu einer Verfahrensbeschleunigung beizutragen (vgl. 

dazu zB Unger, AbgÄG 2022 – Verfahrens- und organisationsrechtliche Auswirkungen für das 

Bundesfinanzgericht, AVR 2022, 137). Nach mehreren Projektbesprechungen zu Entwürfen 

der diesbezüglichen Verordnung wurde diese am 30.4.2024, BGBl II 2024/112 (Inkrafttreten 

am 1.7.2024) schließlich kundgemacht. 

Mit dem AbgÄG 2025 (BGBl I 2025/97) wurde in § 274 BAO ein Abs. 1a eingefügt, in dem 

ausdrücklich die Rahmenbedingungen für das Absehen von der Durchführung einer 

beantragten mündlichen Verhandlung normiert wurden. Diese dem § 24 Abs. 4 VwGVG 

nachgebildete Bestimmung kann insbesondere in Verfahren außerhalb des 

Anwendungsbereiches von Art 47 GRC eine Verfahrensbeschleunigung im Einzelfall bewirken. 

Darüberhinaus wurden in einem neugefassten § 86a BAO (Inkrafttreten gemäß § 323 Abs. 88 

BAO mit 1.1.2027) mehrere Verordnungsermächtigungen für den Bundesminister für 

Finanzen aufgenommen, welche die Grundlage für einen zukunftsorientierten elektronischen 

Verkehr mit dem Bundesfinanzgericht bilden können. 
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12. Bei der Tätigkeit gesammelte Erfahrungen 

Daten / Fakten / Zahlen 

Im Laufe des Berichtsjahres wurden 10.209 Rechtssachen neu protokolliert und – ein-

schließlich Beschwerdeverfahren vor dem Verfassungsgerichtshof und Revisionsverfahren vor 

dem Verwaltungsgerichtshof – 10.378 erledigt. Zum 31.12.2025 waren 20.887 Rechtssachen 

offen. 

Von den insgesamt 10.023 im Berichtszeitraum erledigten Rechtssachen (ohne Verwaltungs-

gerichtshof- und Verfassungsgerichtshof-Verfahren) waren in 4.660 Rechtssachen (46,49%) 

zusätzliche Ermittlungen nach Rechtsmittelvorlage erforderlich, die sich nicht nur in Fällen mit 

Auslandssachverhalten oft als sehr umfangreich und zeitraubend erwiesen. Die 10.023 

Erledigungen betrafen insgesamt 10.211 Bescheide bzw. Finanzvergehen. 

Im Hinblick auf den bereits im Unabhängigen Finanzsenat festgestellten hohen Prozentsatz an 

nachträglichem verfahrensverzögernden Ermittlungsaufwand zur Feststellung des 

entscheidungswesentlichen Sachverhaltes, wurden durch das Finanzverwaltungsgerichts-

barkeitsgesetz 2012 in § 265 Abs. 2 und 3 BAO Regelungen zur Verbesserung der Qualität der 

Beschwerdevorlagen durch die Abgabenbehörden geschaffen. So hat der Vorlagebericht die 

Darstellung des Sachverhaltes, die Nennung der Beweismittel und eine Stellungnahme der 

Abgabenbehörde zu enthalten. Nach der Auslegung des Verwaltungsgerichtshofes vom 

29.1.2015, Ro 2015/15/0001, handelt es sich bei der Beifügung des Vorlageberichtes um die 

Erfüllung einer Rechtspflicht, aber nicht um die Geltendmachung eines Rechtes durch das 

Finanzamt.  

Hier sind insbesondere die Abgabenbehörden gehalten, auf eine gleichbleibende und den 

gesetzlichen Vorgaben entsprechende Qualität zu achten. 

In § 266 Abs. 1 und 4 BAO ist die Vorlage der Akten geregelt. Die unterlassene Vorlage von 

Akten oder Aktenteilen – die gelegentlich vorkommt – zieht notwendigerweise weitere 

aufwändige Verfahrensschritte (Setzen einer Nachfrist) nach sich, erst dann kann das Bundes-

finanzgericht auf Grund der Behauptungen der beschwerdeführenden Partei erkennen. Durch 

technische Optimierungen und verbesserte Abstimmung innerhalb der Finanzverwaltung 

konnte die Vorlage der Akten in elektronischer Form verbessert werden, da es nun zu keiner 

Umstrukturierung der Aktenteile während des Vorlageprozesses mehr kommt. Weiterhin von 

Bedeutung ist das Problembewusstsein, dass die Form und Inhalt der elektronischen Akten-

vorlagen sich unmittelbar auf das Ausmaß der gegebenenfalls notwendigen ergänzenden 

Strukturierungsarbeiten für das richterliche Personal auswirken. Durch die bestehende 

mindere Qualität des Einscanprozesses lassen sich oftmals verfahrensrechtlich relevante 

Anmerkungen wie Eingangsstempel oder Faxsendebestätigungen nicht lesen, was ebenfalls 
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zu weiteren Nachforschungen führt. Das Procedere des Einscanprozesses ist teilweise fehler-

anfällig (zB einfaches Scannen doppelseitiger Aktenteile, Erfassung von Beilagen in schwarz-

weiß statt in Farbe). 

Im Gegensatz zu den deutschen Finanzgerichten, bei denen der weitaus überwiegende Teil 

der Verfahren im Wege der gütlichen Streitbeilegung beendet wird, ging im Bundesfinanz-

gericht lediglich in 6,74% der erledigten Fälle ein formelles Erörterungsgespräch im Sinne des 

§ 269 Abs. 3 BAO voraus. Dies mag auch darauf zurückzuführen sein, dass die Verfahren vor 

den deutschen Finanzgerichten grundsätzlich kostenpflichtig sind und sich im Falle der 

Einigung der Verfahrensparteien die Kosten um 50% verringern.  

 

Arbeitsumfeld der Finanzrichterinnen und Finanzrichter 

Die den Richterinnen und Richtern zur Verfügung gestellten Arbeitsmittel (vor allem die 

Softwareausstattung) stellten gemeinsam mit der Unterdotierung mit Verwaltungspersonal 

die größten Herausforderungen des richterlichen Personals im täglichen Arbeitsablauf dar. 

Wesentliche Verbesserungen im IT-Bereich im Vorjahr und im Berichtsjahr stellen einen 

wichtigen Baustein zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen aller im Bundesfinanzgericht 

tätigen Personen dar. 

Die Aktenvorlagen durch den Magistrat der Stadt Wien erfolgen sukzessive auf 

elektronischem Weg. 

 

Übertragung von Zuständigkeiten durch Wiener Landesgesetz 

Wurden dem Bundesfinanzgericht 2014 noch 2.411 Beschwerden aus dem Bereich der 

Landes- und Gemeindeabgaben und der dazugehörigen Verwaltungsübertretungen vorgelegt, 

sank diese Zahl im Durchschnitt der letzten Jahre (2015: 1.786; 2016: 1.822; 2017: 1.284; 

2018: 1.431, 2019: 1.230, 2020: 1.074, 2021: 907, 2022: 710, 2023: 784, 2024: 839). Im 

Berichtsjahr macht dieser Bereich mit 915 Beschwerden jedoch noch immer ca. 8,96% der im 

Berichtszeitraum protokollierten Beschwerden des gesamten Bundesfinanzgerichtes aus, 

welche jedoch ausschließlich den Sitz betreffen und daher eine Zusatzbelastung für diesen 

Standort darstellen. 
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Höchstgerichtliche Verfahren 

Im Jahr 2025 wurden lediglich 3,54% der Entscheidungen bei den Höchstgerichten ange-

fochten. Die niedrige Anzahl an Beschwerden und Revisionen zeigt die hohe Akzeptanz der 

Rechtsprechung. 

In nur durchschnittlich 0,76% aller erledigten Rechtsmittelverfahren wurden die 

Entscheidungen durch den Verfassungsgerichtshof oder den Verwaltungsgerichtshof 

aufgehoben. Die Haltbarkeit der Entscheidungen liegt daher bei 99,24% der 

Gesamterledigungen. 
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13. Grafiken 

Erledigungen iZm Revisionsverfahren 

Bereich Erledigungen 
davon iZm 
Amtsrevisionen 

Steuern und Beihilfen 308 73 

Zoll 14 5 

Finanzstrafrecht 3 1 

Landes- und Gemeindeabgaben 5 4 

Verwaltungsübertretungen 1 0 

Summe 331 83 

 
 

Erledigungen iZm Verfassungsgerichtshof-Beschwerdeverfahren 

Bereich Erledigungen 

Steuern und Beihilfen 19 

Zoll 0 

Finanzstrafrecht 3 

Landes- und Gemeindeabgaben 1 

Verwaltungsübertretungen 1 

Summe 24 
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Verhältnis der im Jahr 2025 durch den Verwaltungsgerichtshof oder den 

Verfassungsgerichtshof aufgehobenen Bundesfinanzgericht-Entscheidungen 

zu der Anzahl an Bundesfinanzgericht-Erledigungen des Jahres 2025 
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Erledigungen im Bereich Steuern und Beihilfen 

(inkl. COVID-19-Rückerstattungsverfahren) 

Erledigungsart 

materiell Abänderung 268 

 Abweisung 3.094 

 Aufhebung (ersatzlos) 141 

 Stattgabe 749 

 teilweise Stattgabe 1.225 

 Entscheidung Säumnisbeschwerde 2 

formell Einstellung 876 

 Gegenstandslos- / Zurücknahmeerklärung 507 

 Zurückziehung 1.147 

 Zurückweisung 652 

 Zurückstellung Pkt. 3.3.1. Abs. 7 GV 148 

 Zurückverweisung 79 

Vorabentscheidungsersuchen 2 

Klaglosstellung 2 

Aktenvorlage 1 

Sonstiges 9 

VwGH Revisionen 308 

 davon Amtsrevisionen 73 

VfGH  19 

Summe 9.229 
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Materielle Erledigungen: 

 
 

Formelle Erledigungen: 
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Erledigungen im Spezialbereich COVID-19-Rückerstattungsverfahren 

Erledigungsart 

materiell Abweisung 37 

 Aufhebung (ersatzlos) 2 

 Stattgabe 11 

formell Gegenstandslos- / Zurücknahmeerklärung 1 

 Zurückziehung 2 

 Zurückweisung 5 

 Zurückstellung Pkt. 3.3.1. Abs. 7 GV 18 

VwGH Revisionen 4 

 davon Amtsrevisionen 2 

VfGH  0 

Summe 80 
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Materielle Erledigungen: 

 
 

Formelle Erledigungen: 
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Erledigungen (im Gesamtbereich Steuern und Beihilfen) gegliedert nach 

entscheidendem Organ, mündliche/nicht mündliche Verhandlung: 

 
 

Den 8.902 erledigten Verfahren lagen 9.064 Bescheide zu Grunde: 
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Im Detail betrafen die Erledigungen folgende Bescheide *): 
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Erledigungen im Bereich Finanzstrafrecht 

Erledigungsart 

materiell Abänderung 1 

 Abweisung 37 

 Aufhebung (ersatzlos) 2 

 Stattgabe 27 

 teilweise Stattgabe 25 

formell Einstellung 7 

 Gegenstandsloserklärung/Zurücknahmeerklärung  2 

 Zurückziehung 5 

 Zurückweisung 10 

 Zurückverweisung 2 

VwGH Revisionen 3 

 davon Amtsrevisionen 1 

VfGH  3 

Summe 124 
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Materielle Erledigungen:  

 
 

Formelle Erledigungen: 
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Erledigungen gegliedert nach entscheidendem Organ, mündliche/nicht mündliche 

Verhandlung: 

 
 

Den 118 erledigten Verfahren lagen 137 Finanzvergehen zu Grunde: 
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Erledigungen im Bereich Zoll und Außenwirtschaft 

Erledigungsart 

materiell Abänderung 3 

 Abweisung 50 

 Aufhebung (ersatzlos) 25 

 Stattgabe 31 

 teilweise Stattgabe 29 

formell Einstellung 6 

 Zurückziehung 13 

 Zurückweisung  15 

VwGH Revisionen 14 

 davon Amtsrevisionen  5 

VfGH  0 

Summe 186 
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Materielle Erledigungen: 

 
 

Formelle Erledigungen: 

 
 

  



Tätigkeitsbericht 2025  

 

 Seite 85 von 92 

Erledigungen gegliedert nach entscheidendem Organ, mündliche/nicht mündliche 

Verhandlung: 

 
 

Den 172 erledigten Verfahren lagen 179 Bescheide zu Grunde: 
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Im Detail betrafen die Erledigungen folgende Bescheide *): 
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Erledigungen im Bereich Landes- und Gemeindeabgaben 

Erledigungsart 

materiell Abweisung 48 

 Stattgabe 10 

 teilweise Stattgabe 20 

formell Einstellung 6 

 Zurücknahmeerklärung 1 

 Zurückziehung 9 

 Zurückweisung 7 

 Zurückstellung Pkt. 3.3.1. Abs. 7 GV 3 

VwGH Revisionen 5 

 davon Amtsrevisionen 4 

VfGH  1 

Summe 110 
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Materielle Erledigungen: 

 
 

Formelle Erledigungen: 

 
 

  



Tätigkeitsbericht 2025  

 

 Seite 89 von 92 

Erledigungen gegliedert nach entscheidendem Organ, mündliche/nicht mündliche 

Verhandlung: 

 
 

Im Detail betrafen die Erledigungen folgende Bescheide *): 
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Erledigungen im Bereich Verwaltungsübertretungen 

Erledigungsart 

materiell Abweisung 416 

 Aufhebung (ersatzlos) 1 

 Stattgabe 54 

 teilweise Stattgabe 56 

 Ermahnung 7 

formell Einstellung 48 

 Zurückweisung 142 

 Zurückverweisung 2 

Sonstiges 1 

VwGH Revisionen 1 

 davon Amtsrevisionen 0 

VfGH  1 

Summe 729 
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Materielle Erledigungen: 

 
 

Formelle Erledigungen: 
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Erledigungen gegliedert nach entscheidendem Organ, mündliche/nicht mündliche 

Verhandlung: 

 
 

Im Detail betrafen die Erledigungen folgende Bescheide/Verwaltungsübertretungen *): 

 


